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Beilage zur „Karlsruher Zeitung" M 256.
Karlsruhe , 14 . Juli LS04 .

Badischer Landtag.

ISS. öffentliche Sitzung der Zweiten Kammer
am Dienstag , den 12 . Juli 1904 .

Am Regierungstisch : Direktor der Oberdirektion
des Wasser- und Straßenbaues Geh . Rat Honsell und
die Geh . Oberregierungsräte Straub (Ministerium des
Innern ) und Schulz (Generaldirektion) ; später Minister
des Innern Dr . Schenkel.

Präsident vr . Gönner eröffnet die Sitzung kurz nach
stilO Uhr vormittags .

Neue Einläufe liegen nicht vor.

stDas Haus tritt daher sofort in die Tagesordnung ein.
Zu Ziffer 1 der Tagesordnung : Beratung des Berichts

der Budgetkommission , die Rheinregulierung zwischen
Sondernheim und Straßburgbetreffend, erhält zunächst das
Wort der Berichterstatter

Abg . Hergt : Im Aufträge der Budgetkommission
habe ich Ihnen zu berichten über den jetzigen Stand der
Rheinregulierungsfrage . Wie Sie wissen , ist im letzten
Landtag im außerordentlichen Etat der Wasser- und
Straßenbanverwaltung seitens der Regierung eine
Summe von 900 000 M . als erste Rate angefordert wor¬
den zur Ausführung der Regulierung des Rheins zwi¬
schen Sondernheim und Straßburg . Auf Grund der.
Darlegungen der Großh . Regierung und der eingehenden
Erläuterungen der technischen Fragen an Hand der
Pläne und Kostenvoranschläge haben wir uns davon
überzeugt , daß die Regulierung auch im Interesse des
badischen Landes , insbesondere des Mittel - und Ober¬
landes liegt, sowie daß aus allgemeinen volkswirtschaft¬
lichen und auch aus nationalen Gründen , ferner aus
Rücksicht auf die wirtschaftlichen Bedürfnisse von Elsaß-
Lothringen das Unternehmen unsere Unterstützung ver¬
dient. Die Kammer hat sich jedoch damals nicht ver¬
hehlen können , daß andrerseits die Rheinregulierung für
den badischen Staat auch gewisse Nachteile bringen wird ,w erster Linie , daß die Stadt Mannheim in der ersten
Zeit in ihrem Umschlagsverkehr eine Einbuße erleiden
und dadurch die badischen Staatseisenbahnen einen Teil
der Einnahmen , die ihnen aus dem Transport der Gü-
ler von Mannheim nach Basel erwachsen , verlieren werden .

Man konnte sich jedoch damals nicht völlig auf den Stand¬
punkt der Stadt Mannheim stellen , welche in ihrem In¬
teresse die Rheinregulierung überhaupt zu verhindern
wünschte , weil eine solche Verlegung des Schiffahrtend¬
punktes von Mannheim nach Straßburg auf die Handels¬
verhältnisse Mannheims von schlimmstem Einfluß sein
könnte. Die Zweite Kammer hat nicht annehmen können,
daß dieser Einfluß ein so wesentlicher und tiefer sei , daß
man deswegen dem Projekt gänzlich ablehnend gegen¬
übertreten müsse . Die Zweite Kammer hat vielmehr die
Rheinregulierung als ein Werk von höchster Volkswirt-
schaftlicher Bedeutung anerkannt und ihm darum seine
Zustimmung gegeben , aber im Hinblick auf die Nachteile,
die für Mannheim und die badischen Eisenbahnen daraus
erwachsen können , und im Hinblick auf die großen Vor¬
teile , die unser Nachbarstaat Elsaß-Lothringen daraus zu
erwarten hat , hat man sich veranlaßt gesehen , die Bewil¬
ligung des badischen Beitrags von der Erfüllung ge¬
wisser Voraussetzungen abhängig zu machen . Diese Vor¬
aussetzungen bezogen sich erstens auf die Höhe der Bei¬
tragsleistung des badischen Staates . Wir glaubten , den
Beitrag Badens von 40 Prozent auf 30 Prozent herab¬
setzen zu sollen . Ter gesamte Kostenanschlag belief sich
aus 13 464 000 M . Der Anteil Badens hätte demnach
mit 40 Prozent die Summe von 6 385 600 M . betragen ,mit 30 Prozent würde sich derselbe auf 4 030 200 M . er¬
mäßigen .

Weiterhin glaubte die Zlveite Kammer , darauf
hinwirken zu müssen , daß eine Regulierung der Eisen¬
bahntarife zwischen Baden und Elsaß-Lothringen herbei¬
geführt würde , zu dem Zweck , daß die Einbußen , die für
die badischen Eisenbahnen aus der Verbesserung des
Schiffahrtsweges nach Straßburg erwachsen , weniger
fühlbar werden, und daß der Stadt Mannheim auch künf¬
tighin der Wettbewerb mit Straßburg im Güterverkehr
nach der Schweiz ermöglicht werde . Es sollten dadurch
also die für Baden drohenden Nachteile in möglichstem
Maße wieder ausgeglichen werden . Ferner glaubte man
aber auch darauf dringen zu sollen , daß an den bestehen¬
den Oktroiverhältnissen im Elsaß und namentlich in
Straßburg , welche für die badische Industrie und insbe¬
sondere für die Entwicklung des Kehler Hafens von sehr
nachteiligem Einfluß sind , eine Aenderung eintrete . Die
Stadt Straßburg hat von der in 8 5 des Reichsgesetzes
vom 26 . Juni 1873 für das Reichsland aufrecht erhal -



tenen Ausnahmestellung des Reichslandes bezüglich des
Oktrois zu seinem Nutzen einen weitgehenden Gebrauch
gemacht , und das Oktroi ist namentlich in Straßburg ein
zugunsten der dort ansässigen Unternehmungen gewähr¬
ter Schutzzoll gegen die Einfuhr von Jndustrieerzeug -
nissen aus Baden geworden. Auch dieser Zustand sollte
eine Aenderung erfahren . Alle diese Bedingungen , an
welche unsere Beitragsleistung geknüpft wurden , sind im
elsaß -lothringischen Landesausschuß naturgemäß sehr
ungünstig ausgenommen worden . Es sind dort sehr un¬
freundliche Worte gefallen. Es wurde sogar der badi¬
schen Regierung , aber zu Unrecht, d^r Vorwurf der Illoya¬
lität gemacht , als ob sie selbst die Zweite Kammer zur
Aufstellung dieser Bedingungen veranlaßt hätte, während
doch die Regierung ausdrücklich erklärt hat , sie wünsche
nicht , daß die Bedingungen angenommen würden .
Manche unfreundliche Worte sind auch über die Verhand¬
lungen in diesem Hohen Hause gebraucht worden. Ich
glaube, daß wir , wie wir uns im letzten Landtag ent¬
halten haben, in diesen Ton zu verfallen, auch heute da¬
von Umgang nehmen sollen , diese Aeußerungen so Zu be¬
antworten , wie sie es eigentlich verdienten . Nur eines
möchte ich hervorheben. Es ist nicht richtig , wie im el¬
sässischen Landesausschuß behauptet wurde, daß die ba¬
dische Kammer das Zustandekommen des Werkes über¬
haupt habe verhindern wollen. Wer den Verhandlungen
gefolgt ist und den Bericht der Kommission gelesen hat,
der muß wissen, daß hier anerkannt wurde, daß die
Schiffbarmachung des Oberrheins bis Straßburg von
höchstem volkswirtschaftlichem Interesse ist und darum
vom badischen Staat Förderung und Unterstützung ver¬
dient . Der einzige Vorbehalt Badens war eben der, daß
die für Baden erwachsenden Nachteile nicht allzu groß
sein dürfen . Dies ist vom Standpunkt der badischen In -»
teressen aus durchaus gerechtfertigt, und enthält gegen¬
über dem Nachbarland absolut keine Ungerechtigkeit .

Nach diesen Verhandlungen im Landesausschuß hätte
es scheinen können, als ob die Ausführung der Rhein¬
regulierung nun aussichtslos sei , und es wurde ja nun im
elsässischen Landesausschuß das Projekt eines. Rhein¬
seitenkanals wieder von neuem aufgegriffen . Allerdings
hat der Unterstaatssekretär für Elsaß -Lothringen damals
im Landesausschuß erklärt , daß die Rheinregulierung für
Elsaß -Lothringen nach wie vor eine Lebensfrage bleibe ,
und auch für Baden sei die Verbesserung der Wasserstraße
bis Kehl von vitalem Interesse . Er hat gewünscht , man
solle die Sache noch abwarten , und hat am Schluß seiner
Rede die Hoffnung ausgesprochen, daß in der nächsten
Session des Landesausschusses die wichtige Frage der
Verbesserung der Schisfahrtsverhältnisse gelöst werde.
Und glücklicherweise scheint im Interesse der volkswirt¬
schaftlichen Entwicklung beider beteiligten Staaten diese
Hoffnung sich zu erfüllen . Die Großh . Regierung hat
nach Mitteilung des Beschlusses des letzten Landtages an
die Regierung der Reichslande mit dieser weitere Ver¬
handlungen gepflogen, und hat nun in einem Schreiben
vom 30 . Juni d . I . der Budgetkommission das Ergebnis
dieser Verhandlungen mitgeteilt . Danach ist allerdings
von seiten der elsässischen Regierung nicht etwa kurzweg
die Ermäßigung des badischen Beitrags von 40 auf 30
Prozent zugestanden worden, es wurde im Gegenteil dar¬
auf hingewiesen, daß es kaum möglich sein werde, den.
in Aussicht gestellt, daß von sonstigen elsässischen Jn -
trags zu gewinnen . Allein die elsässische Regierung hat
in Aussicht gestellt , daß von sonstigen enilsässischen In¬
teressenten ein erheblicher Beitrag in Höhe von etwa
einer Million geleistet werden würde . Die von uns
verlangte Ermäßigung des badischen Anteils um 10 Pro¬
zent hätte 1360 000 M . betragen , es würde also eine
Ermäßigung des badischen Beitrags nicht ganz in dem

verlangten Maße eintreten , die Budgetkommission glaubt
aber , Vorschlägen zu sollen , tzaß man wegen der bleiben¬
den Restsumme von 360 000 M . es nicht auf weitere
Verhandlungen und schließlich vielleicht aus das Scheitern
der Sache antommen lassen sollte . Es darf auch darauf
hingewiesen werden, daß die Aufwendungen für die Aus¬
führung der Rheinregulierung sich auf eine lange Reihe
von Jahren verteilen, so daß das Budget jeweils nicht in
erheblichem Maße belastet sein wird . Unter diesen Ge¬
sichtspunkten hat die Budgetkommission geglaubt , Vor¬
schlägen zu sollen , was den ersten Punkt der Vorausset¬
zungen anbetrifst , uns damit zufrieden zu geben , wenn
mindestens noch 1 Million von Elsaß-Lothringen oder
Interessenten daselbst übernommen wird .

Die zweite Voraussetzung, die wir an die Bewilligung
der ersten Beitragsrate geknüpft haben, die Tarifbedin¬
gung , wurde von Elsaß -Lothringen für unerfüllbar er¬
klärt . Man hat im letzten Landtag ein besonderes Ge¬
wicht auf diese Bedingung gelegt, weil die Verhandlun¬
gen , die zwischen der badischen und der reichsländischen
Eifenbahnverwaltung über gewisse Aenderungen der
Eisenbahntarise für die Umschlagshüfen am Oberrhein
schon damals geführt wurden , nicht zu dem gewünschten
Ziele führen wollten . Es war bekannt, daß die Konkur¬
renz der Reichseisenbahn für die badische Bahn und für
den Güterumschlag in Mannheim drückend war , und daß ,
wenn einmal die Verschiebung des Schiffahrtsendpunktes
von Mannheim nach Straßbnrg vollzogen sei, diese Kon¬
kurrenz noch größere Nachteile für die badischen Eisen¬
bahnen bringen würde . Deshalb glaubten wir vor zwei
Jahren , die Mitwirkung Badens bei der Rheinregulie¬
rung davon abhängig machen zu sollen , daß endlich eine
den Interessen der badischen Bahn und der Handelsstadt
Mannheim entsprechende Tarifvereinbarung - zustande
komme . Es wurde zwar damals schon von dem Vertre¬
ter der Großh . Eisenbahnverwaltung darauf aufmerk¬
sam gemacht , daß trotz der wachsenden Zunahme des
Schiffahrtsverkehrs zwischen Mannheim und Straßburg
doch der Umschlag in Mannheim sich vermindert habe, und
man hat daraus den Schluß gezogen , daß auch bei einer
noch stärkeren Entwicklung des Schisfahrtsverkehrs in¬
folge der Transportverbilligung durch die Wasserfracht
doch nach und nach für Mannheim wieder ein Ausgleich
durch Vermehrung des Verkehrs eintreten werde. Nach
den neuerlichen Erklärungen der Großh . Regierung hat
sich diese Vermutung auch bestätigt. Der Schiffahrts¬
verkehr auf dem Oberrhein ist stetig gewachsen , und trotz¬
dem ist der Umschlag in Mannheim wesentlich gestiegen
in einer Weise , die hoffen läßt , daß diese Steigerung an-
halten wird . Es liegen also zurzeit nicht mehr die glei¬
chen Verhältnisse vor wie vor zwei Jahren , wir haben
Erfahrungen gemacht , aus denen mit Fug und Recht ge¬
folgert werden kann , daß die Befürchtungen, die bezüg¬
lich der Eisenbahneinnahmen und des Wasserumschlags
in Mannheim gehegt wurden , zu weitgehend waren , und
daß auch eine weitergehende Zunahme des Schiffahrts -
Verkehrs auf dem Oberrhein , an welcher übrigens neben
Straßburg auch Karlsruhe und Kehl teilnehmen, den
Handel in Mannheim nicht erschüttern wird . Unter die¬
sen Umständen glaubt die Kommission, diese Vorausset¬
zung bezüglich der Tarifregelung fallen lassen zu können.

Die dritte Voraussetzung der Beitragsleistung war
darauf gerichtet , daß die Stadt Straßburg die Oktroisätze
aufheben müsse , welche die badische Konkurrenz in bear¬
beiteten Waren zu verhindern bestimmt sind u . es den Jn -
dustriefirmen unmöglich machen , sich in Kehl niederzu¬
lassen und von da aus ihre Erzeugnisse in Straßburg
abzusetzen . Wenn man irgend in dieser Sache von einer
nicht ganz loyalen Haltung sprechen kann, so trifft dieser
Vorwurf die Benützung der dem Elsaß noch belassenen



Ausnahmestellung in bezug auf das Oktroi zu Ungunsten
der badischen Konkurrenz . In Deutschland dürfen nach

den Bestimmungen des Zollvereinsvertrags von den Ge¬

meinden nur für Wein , Bier , Essig , Viktualien usw. , nicht

aber für Jndustrieerzeugnisse Abgaben erhoben werden.

Els . -Lothr . hat bei Einführung der Reichsverfassung die

Vergünstigung erhalten , bis auf weiteres solche Abgaben
noch zu erheben, um ihm den Uebergang zu den neuen

Verhältnissen zu erleichtern. Nachdem aber nun dieser
Ausnahmezustand über 30 Jahre gedauert hat , darf man

wohl verlangen , daß er endlich aufhijrt . Wenn auch nach
der uns gewordenen Mitteilung die elsaß - lothringische
Redierung nicht kurz und bündig gesagt hat , daß diese
Ausnahmebestimmungen fallen werden , so sind doch Maß¬
nahmen in Aussicht gestellt , durch welche die Oktroitarife
so gestaltet werden, daß sie nicht mehr den badischen Wett¬
bewerb unmöglich machen können. Bezüglich des dritten

Punktes dürfen wir also sagen , daß eine befriedigende
Zusage seitens der elsaß -lothringischen Regierung vor-

liegt , so daß wir mit Bestimmtheit die Erfüllung des auf
das Oktroi bezüglichen Bedingung erwarten können.

In dem Ihnen vorliegenden gedruckten Bericht ist auf
der letzten Seite der Antrag enthalten , welchen die Bud¬
getkommission im Sinne meiner Darlegungen an das

Hohe Haus stellt. Derselbe lautet :
An Stelle der Voraussetzungen, von deren Er¬

füllung nach dem Beschlüsse der Zweiten Kammer
vom 24 . Juni 1902 die

, Bewilligung der ersten Rate
für die Rheinregulierung zwischen Sondernheim
und Straßburg mit 900 000 M . abhängig gemacht
worden ist , wird beschlossen:

1 . Die Großh . Regierung wolle noch vor Ratifika¬
tion der Vereinbarung über die Rheinregulie¬
rung durch weitere Verhandlungen mit der Re-
gierung von Elsaß-Lothringen darauf hinwir -
ken, daß der Anteil des Großherzogtums an
den Gesamtkosten tunlichst auf dreißig Prozent
herabgesetzt werde, wobei insbesondere die
Uebernahme von zehn Prozent der Kosten oder
einer diesem Betrage gleichkommenden oder sich
annähernden Bauschsumme, mindestens in der
Höhe von einer Million Mark , durch die an der
Rheinregulierung besonders Beteiligten in
Elsaß -Lothringen in Aussicht zu nehmen wäre ;

2 . Die Großh . Regierung wolle, soweit erforder¬
lich im Wege der Verhandlung mit den Verwal¬
tungen der beteiligten linksrheinischen Eisen¬
bahnen, tunlichst darauf Bedacht nehmen, daß
bei der Gestaltung der Eisenbahntarife von den
beiderseitigen oberrheinischen Rheinhäfen nach
der Schweiz die Frachtsätze in einer Weise ge¬
bildet werden, welche den beiderseitigen Bah¬
nen im Zusammenhang mit der Wasserstraße
die Möglichkeit des Wettbewerbs im Verkehre
nach der Schweiz wahrt ;

3 . Die Großh . Regierung wolle darauf hinwirken,
daß entsprechend der inzwischen seitens der Re-
gierung von Elsaß -Lothringen gegebenen Zu¬
sage die in diesem Lande bestehenden Oktroi¬
bestimmungen so gefaßt und gehandhabt wer-
den, daß sie nicht als ein Schutzzoll gegen die
Einfuhr von bearbeiteten Erzeugnissen aus
Baden wirken können.

Nun noch ein Wort über die Fassung der Resolution ,
»kan hat daran ausgesetzt , daß sie an manchen Stellen
M unbestimmt gefaßt sei . So heiße es in Ziffer 1 , die
^ roßh . Regierung möge darauf hinwirken , daß der An-

^ il Badens tunlichst auf 30 Prozent herabgesetzt
"erde . Ebenso werde in Ziffer 2 die Großh . Regierung

ersucht , tunlichst darauf Bedacht zu nehmen, und in
Ziffer 3 darauf hinzuwirken , daß . . . .

Die Budgetkommission hielt es für richtig , im gegen¬
wärtigen Stadium der Angelegenheit gegenüber der
elsaß-lothringischen Regierung das größtmögliche Maß
von Vertrauen und Loyalität zum Ausdruck zu bringen ,
und sie hat geglaubt , daß diese ihre Stellungnahme auch
den Landesausschuß von Elsaß-Lothringen und die dor¬
tige Regierung zu entgegenkommender Haltung veran -
lassen und es der badischen Regierung ermöglichen werde,
zu einem befriedigenden Ergebnis bei den weiteren Ver¬
handlungen zu gelangen.

Im Anschluß an die Berichterstattung habe ich nur noch
über die gestern eingekommenen zwei Petitionen zu be¬
richten. Die erste stammt von den Handelskammern Lahr
und Offenburg , Freiburg , Schopfheim und Villingen ,
und enthält in der Hauptsache das Ansuchen an die Zweite
Kammer , sie möge durch ihre Beschlußfassung die Inan¬
griffnahme der Oberrheinregulierung bis Straßburg er¬
möglichen . Die Petition verweist auf das große Inter¬
esse, das das badische Oberland und Mittelland an der
Rheinregulierung habe. Dieses Interesse haben wir vor
zwei Jahren anerkannt und anerkennen es auch heute
wieder. Durch Annahme des Antrags der Budgetkom¬
mission wird dem Ansuchen der Petition entsprochen; die
Kommission schlägt Ihnen deshalb vor, „diese Petition
durch die heutige Beschlußfassung für erledigt zu er¬
klären .

"

Die zweite Petition ist von der Handelskammer Kon¬
stanz eindereicht . Sie spricht die Erwartung aus , „daß dis
badische Regierung mit der Genehmigung von Beiträgen
und der Gewährung der Konzession für die Rheinregulie -
rung von Kehl—Straßburg —Basel die Bedingung der
gleichzeitigen oder zeitlichen bestimmt festgelegten Fort¬
setzung der Schiffbarmachung des Rheines bis Konstanz
verknüpft .

"

Sie geht dabei von der Erwägung aus , „daß eine
Schiffbarmachung des Rheines nur bis Basel den wirt¬
schaftlichen Ruin Oberbadens bedeutet und die Vorteile ,
welche die bisherigen badischen Verkehrszentren hatten ,
an die Schweiz verloren gehen . Nach ihrem Dafürhalten
wird eine Erschließung der südlichen badischen Gebietsteile
nur durch eine Schiffbarmachung des Rheines bis Kon¬
stanz gewährleistet."

Die Petition sagt selbst zum Schluß , daß diese Stel¬
lungnahme als etwas verfrüht scheinen könnte . Dieser
Ansicht wird sich die Zweite Kammer Wohl ohne weiteres
anschließen . Es handelt sich für uns heute nur um die
Regulierung des Oberrheins bis Straßburg . Daß die wei¬
tere Fortsetzung der Regelung auch bis Basel später ein¬
mal auf die Tagesordnung kommen wird , ist möglich , ich
glaube aber nicht, daß wir diese Möglichkeit heute in den
Bereich unserer Verhandlungen oder gar unserer Be-
schlutzfassung zu ziehen haben werden. Für die Fort -
setzung liegen ja noch keinerlei Pläne , keine Projekte und
keine Mittellungen der Großh . Regierung vor, es ist des¬
halb auch nicht möglich , darauf des Näheren einzugehen.
Doch darf man Wohl das eine sagen : die im Laufe dieses
und des letzten Jahres gemachten Versuche , die Schiff¬
fahrt auf dem Oberrhein bis Basel fortzusetzen , sind so
ausgefallen , daß man daran Wohl einige Hoffnungen
knüpfen darf . Auch sind in der letzten Zeit in der tech¬
nischen Litteratur verschiedene Vorschläge gemacht worden
und in die Oeffentlichkeit gekommen , die diese Hoffnung
unterstützen und die nach meiner Meinung und nach der
Meinung vieler Techniker Wohl Beachtung verdienen .
Die Fortsetzung der Großschiffahrt auf dem Oberrhein
bis Basel ist also zwar ein Zukunftsprojekt , allein die



öffentliche Meinung wird sich mit demselben immer leb¬
hafter beschäftigen , und es ist zu wünschen , daß auch die
Großh . Rgierung ihr Augenmerk auf die Angelegenheir
richten , in eine Untersuchung derselben eintreten und
seinerzeit das Ergebnis in die Öffentlichkeit gelangen
lassen möge. Das ist wünschenswert, namentlich auch des¬
halb, weil, wenn das Ergebnis ein negatives sein sollte ,
die daran interessierten Landesteile nicht länger in ver¬
geblicher Hoffnung und Aufregung gehalten werden,
wenn aber das Ergebnis günstig sein sollte , eine kräftige
Förderung des Projekts seitens der Großh . Regierung
zu hoffen wäre . In welcher Weise etwa das Projekt zur
Ausführung gelangen könnte, ist in einer Broschüre des
Ingenieurs Gelpke von Basel auseinandergesetzt, die nicht
mit unbestimmten Redewendungen operiert , sondern an
Hand eines anscheinend zuverlässigen Zahlenmaterials
zeigt, daß die Benutzung des Bodensees als Stauweier
für die Erhöhung der Rheinwasserstände zurzeit des Nie¬
derwassers dazu dienen könne , die jährliche Schiffahrts¬
dauer aus dem Rhein um so viel zu verlängern , als man
jetzt sie durch die Oberrheinregulierung bis Straßburg
zu verlängern hofft, das heißt aus etwa 10 Monate . Wenn
die in der Broschüre entwickelten Ideen sich weitere Gel¬
tung und Anerkennung verschaffen sollten, dann würde
auch die Regulierung des Oberrheins für Mannheim ein
anderes Aussehen gewinnen . Denn dann würde es
sich nicht mehr darum handeln , daß der Endpunkt der
Schisfahrt von Mannheim nach Stratzburg oder nach
Basel verlegt , sondern darum , daß der ganze Rheinstrom
so weit er an unserer Grenze fließt , schiffbar gemacht
wird . Die Rivalität zwischen Stratzburg und Mannheim
würde dann in Wegfall kommen . Wir hätten freilich
keinen Anlaß , dem Projekt der Großschiffahrt bis Basel
unsere Unterstützung zu gewähren , wenn die Hauptvor¬
teile davon der Schweiz zufallen .

Wie aber bei der Fortsetzung der Schiffahrt von Mann¬
heim nach Stratzburg nicht allein die elsässischen Städte ,
sondern auch die badischen Häfen von Karlsruhe und
Kehl interessiert sind , so würden auch bei der Frage der
Schiffbarmachung des Oberrheins zwischen Straßburg
und Basel wiederum auch badische Orte in Betracht kom¬
men . Es würde sich da vor allem um Freiburg handeln ,
welches jedenfalls die Möglichkeit des Anschlusses an die
Wasserstraße freudig begrüßen würde und sicherlich auch
den : Unternehmen werktätige Unterstützung zu Teil wer¬
den ließe. Auch würde das ganze badische Oberland da¬
von Nutzen ziehen . Die Stromverhältnisse zwischen
Straßburg und Basel sollen ja für eine Regulierung nicht
gerade ungünstig sein , es wird sogar behauptet , die Be¬
dingungen für die technische Durchführung eines solchen
Projekts lägen dort eher günstiger als auf der Strecke
unterhalb Straßburg , wenn man von den zu tief liegen¬
den Brücken bei Kehl absieht. Erheblich größere,Bedeu¬
tung für Baden , für das badische Oberland , das obere
Rheinthal , und insbesondere für die Stadt Konstanz ge¬
winnt aber das Projekt , wenn man die Möglichkeit ins
Auge faßt , die Schiffbarmachung des Rheines fortzusetzen
bis zum Bodensee. Auch diese Idee darf wohl nicht ohne
weiteres als Utopie bezeichnet werden . Allerdings sind
hier viel größere Schwierigkeiten zu überwinden als
unterhalb Basel, allein sie sind nicht unüberwindlich . Auch
die Kosten wären nicht unerschwinglich, nach der Schätzung
des Ingenieurs Gelpke würden sich dieselben kaum höher
belaufen , als die für den Rhein -Seitenkanal in Elsaß-
Lothringen .

Mit der Frage der Schiffbarmachung des Oberrheins
hängt nun auch die Frage der Vergebung der Wasser¬
kräfte zusammen, die Petition der Handelskammer Kon¬
stanz nimmt deswegen auch zugleich auf diese Frage Be¬

zug . Ihre Budgetkommission konnte jedoch nur bezüglich
desjenigen Teiles der Petition Stellung nehmen , welcher
sich auf die Rheinregulierung bezieht , über das , was sich
aus die Benützung der Wasserkräfte des Oberrheins und
über deren Vergebung an Privatunternehmer bezieht,
hat dagegen die Budgetkommission Beschlüsse nicht fassen
können , sie mußte vielmehr die Entschließung über die be >
züglichen Anregungen der Handelskammer Konstanz der
für jene Frage eingesetzten besonderen Kommission über -
lassen . Die Budgetkonimission stellt daher den Antrag .

„Die Petition , soweit sie sich auf die Regulierung
des Oberrheins zwischen Straßburg und Sondern¬
heim bezieht, durch den heutigen Beschluß in gleicher
Sache für erledigt zu erklären , soweit sie sich dagegen
auf die Benützung der Wasserkräfte des Oberrheins
bezieht , der hierfür gebildeten Sonderkommission
zur weiteren Behandlung zu überweisen.

"

Ich bitte , die Anträge der Kommission möglichst ein¬
mütig anzunehmen .

Die allgemeine Beratung wird eröffnet .

Abg . Lehmann : Als vor 2 Jahren die Regierung
die erste Rate von 900000 Mk . für die Ausführung
der Rheinregulierung anforderte , da hat die Zweite
Kammer nach wohlweislicher Ueberlegung und Erwä¬
gung an die Bewilligung drei Bedingungen geknüpft.
Der Abg . Heimburger hat damals ausdrücklich darauf
hingewiesen , daß , wenn mit jenen Bedingungen keine Ver¬
einbarung zwischen Baden und Elsaß -Lothringen zustande
käme, die Bewilligung damit hinfällig würde . Und der
Herr Minister Or . Schenkel hat diesen Standpunkt da¬
mals ausdrücklich anerkannt . Heute nun tritt die Re¬
gierung an uns mit dem Antrag heran , ihr jene Be¬
dingungen zu erlassen, weil mit ihnen zu einem Ab¬
kommen nicht gelangt werden könne. Ich stehe auf dem
Standpunkt, daß der Landtag von jenen damals so
wohl erwogenen Beschlüssen nicht ohne weiteres abgehen
sollte. Es ist hier eingehend zu prüfen , was dem Lande
dient, und darnach die Entschließung zu treffen, nicht
aber deswegen für die Regierungsforderung einzutreten,
weil dieselbe von oben herab gewünscht wird oder weil
jemand an der Rheinregulierung einen Lieblingsgedanken
gefunden hat . Nur wenn sich bei der Prüfung ergibt,
daß die Vorteile die Nachteile übersteigen, kann dem
Projekt zugestimmt werden.

Die Budgetkommission sagt in ihrer Mehrheit , heute
sei die Lage anders , die Nachteile würden nicht so groß
sein, wie man es vor 2 Jahren angenommen habe.
Auch würden die Kosten des Unternehmens keine so hohe
sein. Ich möchte hier nur darauf Hinweisen, daß die
Techniker in der Frage selbst noch nicht so einig sind .
Die technischen Schwierigkeiten sind sicher nicht so gering ,
wie der Berichterstatter annimmt. Ich zweifle nicht ,
daß es den Technikern gelingen wird , die Regulierung
bis Basel durchzuführen . Aber wir haben doch oft schon
die Erfahrung machen müssen, daß die Techniker, um
ein Projekt nicht scheitern zu sehen, die Kosten viel zu
gering anschlagen . Dazu kommt, daß sich bei der Aus¬
führung der Arbeiten oft noch unvorhergesehene erhebliche
Schwierigkeiten Herausstellen, die die Kosten erheblich
steigern, sodaß der Voranschlag weit überschritten wird .
Schon diese Erwägung sollte uns dazu führen , über
den Satz von 30 Proz . badischer Beitragsleistung nicht hin¬
aufzugehen . Ich bitte die Kammer dringend, auf dieser
Bedingung zu beharren , und bin auch überzeugt, daß
die Reichslande auf diese Bedingung eingehen werden,
denn sie ziehen ja den Hauptvorteil. Ich glaube, daß
die badische Regierung, als sie den Beitragssatz aus
25 Proz . normierte , vollständig auf dem richtigen Wege



sich befand , und ich muß doch annehmen , daß sie diesen

Satz damals für angemessen hielt und nicht etwa bei

der Aufstellung desselben schon die Absicht hatte , vielleicht
später bei den gegenseitigen Verhandlungen hinauf zu
gehen. Ich muß wenigstens annehmen , daß bei Ver¬

handlungen zwischen Staaten die Usancen des soliden
Geschäftsverkehrs und nicht etwa die Gebräuche wie beim

Pferdehandel beliebt werden .
Die Beseitigung des Oktrois ist die einzige Bedingung ,

^ die erfüllt werden soll . Es bestimmt der neue Zoll -
> tarif , daß bis zum Jahre 1910 Ken Städten die Mög -

^ üchkeit , Oktroi zu erheben , genommen werde . Aber wir

sind doch nicht sicher , daß dieses Gesetz auch nicht einnial
wieder geändert wird . Selbst der Herr Abg . Wilckens

hat ja den Wunsch ausgedrückt , daß jene Bestimmung
des neuen Zolltarifs fallen möge , da die Städte auf
diese Einnahmen nicht verzichten könnten . Wenn es nun

tatsächlich einmal dazu kommen würde , daß jene Be -
! stimmung wieder beseitigt würde , so wären wir wieder

im Nachteil , und es ist darum in den Vertrag die aus¬
drückliche Bedingung aufzunehmen , daß das Oktroi in

Straßburg beseitigt wird und beseitigt bleibt . Aber wir

müssen vollständige Sicherheit haben , daß wir nicht die¬

jenigen sind, die über das Ohr gehauen werden . Die

Kommission sucht sich mit der Behauptung zu salvieren ,
daß die badische Staatseisenbahn doch nicht einen so
großen Ausfall haben würde . Ich meine , man sollte
es sich zweimal überlegen , daß wir erhebliche Geldmittel

ausgeben , um uns selbst Konkurrenz zu machen . Jeden¬
falls hätten wir ein Mittel in der Hand , um die reichs¬
ländische Regierung zu zwingen , daß sie uns nicht fort¬
während unlautere Konkurrenz macht . Nun sagt die

reichsländische Regierung , unsere Eisenbahnen gehen uns

nichts an , sie unterstehen der Reichseisenbahnverwaltung ,
die mit dem preußischen Eisenbahnministerium zusammen¬
fällt . Das wußte man aber in der Kammer und bei
der Regierung auch vor zwei Jahren schon, und man

hätte damals schon voraussehen können , daß sich die

reichsländische Regierung hinter das preußische Eisen -

iahnministerium verstecken würde . Solange die elsaß¬
lothringische Regierung es ohne Rheinregulierung aus -

halten kann , halten wir es auch aus , denn die Rhein¬
regulierung liegt in erster Reihe im Interesse von
Elsaß und dann erst in dem von Baden . Und wenn
Elsaß - Lothringen die Regulierung will , da müßte es

wissen, daß es soviel Einfluß in Berlin hat , um das

Projekt durchzusetzen, und wenn man bedenkt , was die

Ursache für Baden ist, sofort klein beizugeben , dann
kommt neben den erwähnten Gesichtspunkten auch etwas

hinzu , was nicht näher ausgesprochen werden kann , ich
I will nur darauf Hinweisen, daß Straßburg das Schoß¬

kind von Berlin ist .
Man hat gesagt , wenn wir uns nicht darauf einlassen ,

so würden die Elsaß Lothringer einen Rheinkanal bauen .
Es ist im Mannheimer Bürgerausschuß gesagt worden ,
daß diese Drohung nichts anderes ist als eine Pression
aus die badische Regierung . Ich möchte noch auf eines
Hinweisen, daß die elsaß - Lothringische Regierung gar -

nicht das Recht hat , das Wasser zur Speisung des
Kanals aus dem Rhein zu entnehmen . Es steht das

allerdings nicht in der Rheinschiffahrtsakte , wie das

fälschlicher Weise in einer Zeitung behauptet wurde , aber
es ist internationales Abkommen , daß sie das Wasser
nur mit Genehmigung Badens aus dem Rhein nehmen
kann ; da sie vorher der Genehmigung der badischen Re¬

gierung bedarf , so wird sie jedenfalls nicht eher bauen ,
bevor sie die Genehmigung hat . Wenn aber Elsaß -

Lothringen den Kanal aus der Jll speisen würde , voraus¬
gesetzt, daß das möglich ist, so entsteht doch die Frage :
Wer wird auf dem Kanal fahren , wo die Schiffe auf
dem Rhein nicht das Durchschleichen und Abgaben zu

zahlen nötig haben ? Also das wissen die Elsaß -Loth¬
ringer wohl , daß der Nheinkanal nicht gebaut werden
kann , denn der natürliche Konkurrent ist der Rhein .
Daß nnsere Eisenbahncinnahmen benachteiligt würden ,
darum kommt mau nicht herum . Man sagt zwar , cs
werde eine erhebliche Zunahme im Verkehr stattfinden .
(Abg Hergt : Ist schon !) lim das sagen zu könne »,
müssen erst eine Reihe von Jahren verstrichen sein .
Mannheims hat zwar zurzeit eine erhebliche Zunahme
im Hafenmrkehr , das liegt aber in den wirtschaftlichen
Verhältnissen , und wir haben schon rückläufige Bewegungen
gehabt . Wie außerordentlich wichtig die Eisenbahnfracht
Mannheims ist, geht daraus hervor , daß der Mannheimer
Frachtverkehr ein Viertel des gesamten badischen aus¬
macht . Ich gebe das nicht im Interesse Mannheims
sondern des badischen Landes zu bedenken, daß von
diesem ei » Viertel dann ein erheblicher Teil z» Wasser
verfrachtet würde . Ich glaube aber » achgewiesen zu haben ,
daß es der elsaß -lothringischen Negierung wohl möglich
ist, die Bedingungen zu erfüllen , wenn sie in Berlin die

nötigen Schritte tut .
Bezüglich der Vcrkehrssteigeruug möchte ich noch darauf

Hinweisen , daß der Verkehr zum größten Teil in Stein¬
kohlen besteht. Diese würden dann zu Wasser verfrachtet
werden , und es würde auch in Bezug auf das Getreide
ein Rückgang im Verkehr stattfinden , denn die Agrarier
behaupten ja , daß wir unser Getreide nachher selber
bauen , namentlich mit Rücksicht auf den kommenden
Zolltarif . Es ist dann gesagt worden , es würden dann
erheblich mehr Kohlen aus dem Nuhrgebiet eingeführt
werden , und die belgische Kohle , die über den Rhcin -
Marnekanal an den Oberrhein gelangt , würde durch die

Ruhrkohle verdrängt werden . Das wäre ja zweifellos
ini Interesse des Ruhrkohlengebiets , aber ich bezweifle ,
daß diese Verkehrsverschiebung eintritt , denn einmal macht
bei der Kohle der längere Wasserweg wenig aus und
außerdem hat das Ruhrkohlengebict nicht den direkten
Anschluß an den Rhein , insbesondere so lange nicht
der schon lange geplante Dortmund — Rheinkanal gebaut
ist . Auf der anderen Seite muß man doch auch hie
drohenden Rheinschiffahrtsabgaben in die Rechnung ein¬
stellen . Da möchte ich noch darauf Hinweisen , daß wir
bisher mit den Verhandlungen mit anderen Staaten
keine glückliche Hand gehabt haben , und wir haben daher
die Befürchtung , daß wir auch diesmal übers Ohr ge¬
hauen werden . Deshalb sollte man die Regierung nicht
von diesen Bedingungen befreien . Ich erinnere in dieser
Beziehung nur an die Verhandlungen über den Ober -

rheinkanal , wo nur eine Stimme in diesem Hause war ,
daß Baden dabei zu kurz gekommen sei .

Das eine steht fest , daß cs dem Ministerium des

Innern an routinierten Geschäftsleuten fehlt . Wenn wir
der Großh . Regierung freie Hand lassen , so wird sie in
allem , was Elsaß -Lothringen verlangt , nachgeben . Die
vorgcschlagene Resolution besagt garnichts . Wir geben
damit der Regierung nach jeder Richtung völlig freie
Hand . Es wird gesagt , man erwarte , daß sie die
badischen Interessen wahren werde . Ich habe zu der
Großh . Regierung das Vertrauen , daß sich das von selbst
versteht Das ist selbstverständlich, soweit es möglich ist,
und soweit die Fähigkeiten reichen . Der Herr Minister
hat nun die Erscheinung , daß wir uns so plötzlich, in
der letzten Woche, mit der Oberrheinregulierung zu be¬

schäftigen haben , damit begründet , das sei keine Ueber -

rumpelung , es sei nicht anders möglich gewesen, die

Verhandlungen schwebten noch , man hätte keine Grundlagen
gehabt . Aus diesen Umständen konnte sehr wohl der
Gedanke entstehen , als ob es sich , doch um eine Ucber -

rumpelung handelte . In Mannheim ist man tatsächlich
auch heute noch der Meinung . Dies um so mehr , als
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man es vor zwei Jahren ebenso gemacht hat . Man
hat damals die Pläne überall ausgelegt , nur in Mann¬
heim nicht . Die Stadt Mannheim wird ja über den
schweren Schlag hinwegkommen. Ich weiß , daß, wenn
wir auch mit Engelszungen redeten, die Resolution doch
angenommen wird . Man solle uns aber nicht sagen , wir
hätten nicht rechtzeitig unsere warnende Stimme erhoben
gegen die Behandlung der Stadt Mannheim . In erster
Linie ist ja unsere badische Eisenbahn bedroht. Nun
hat der Herr Vertreter der Eisenbahnverwaltung in der
Kommission erklärt, und diese Erklärung wird er wahr¬
scheinlich heute wiederholen, bezüglich der Tarife hätten
wir freie Hand . Auch der Berichterstatter hat heute
gemeint, in den anderen Verhandlungen könne man die
Tarife so oder so gestalten. Ich weiß nicht, welchen
Sinn das haben soll, wahrscheinlich den, daß wir die
Tarife heruntersetzen sollen . Das wäre aber, man nehme
mir den Ausdruck nicht übel, ein Stück aus dem Toll¬
haus , wenn wir zuerst eine Million in das Wasser
werfen und dann noch die Tarife heruntersetzen . Wenn
die Regulierung des Oberrheins beschlossen wird, werden
die badischen Interessen nicht in einer Weise gewahrt,
wie sie es verdienen. (Beifall bei den Sozialdemokraten) .

Abg. Hauß : Der Herr Berichterstatter hat den Bericht
in so ausführlicher Weise erläutert , daß ich nichts mehr
dazu zu sagen hätte.

Der Herr Berichterstatter hat darauf hingewiesen , daß
vor zwei Jahren zögernd in der Rheinregulierung vor¬
gegangen worden sei wegen der Schädigung , die man für
die Stadt Mannheim fürchtete . Ich wäre der Letzte ,
der die Stadt Mannheim schädigen wollte ; es wurde uns
aber in der Budgetkommission vom Vertreter der General¬
direktion mitgeteilt , daß trotz der Wasserstraße Karlsruhe —
Kehl—Straßburg der Verkehr und der Umschlag in
Mannheim um Tausende von Tonnen zugenommen hat .
Wir gönnen der Stadt Mannheim alles, wünschen aber
auch einen Platz an der Sonne . Nach jahrelanger Mühe
und Arbeit ist im Prinzip die Rheinregulierung ange¬
nommen. Die Regierung hat . oder bekommt die Voll¬
macht , die Verträge mit Elsaß - Lothringen abzu¬
schließen. Ich möchte nur hoffen und wünschen, daß,
wenn das Werk gelingt , es zum Wohl unseres Vater¬
landes ausfallen möge . Ich bitte das Hohe Haus , dem
Kommissionsbeschluß zuzustimmen . (Beifall bei den
Nationalliberalen .) Ä

Abg . Or . Heimburger : Die Frage , ob die Schiffbar¬
machung des Oberrheins technisch möglich ist , sollte meines
Erachtens heute aus der Debatte ausscheiden . Sie ist auf
dem letzten Landtag ausführlich behandelt worden ; die
Großh . Regierung hat damals die Sache vom technischen
Standpunkt aus dargelegt , und wir alle kamen zur lieber -
zeugung , daß das Werk nach menschlicher Berechnung ge-
lingen könne . Tatsache ist ja freilich , daß das sich mit
absolut mathematischer Sicherheit nicht Voraussagen läßt .
Aber mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit kann doch ge¬
sagt werden , daß das Werk gelingen wird . Ein gewisses
Wagen wird eben auch hier geschehen müssen ; wären wir
so ängstlich gewesen , daß wir hätten gar nichts wagen wol¬
len, außer wenn jeder Zweifel an dem Gelingen des
Werks ausgeschlossen gewesen wäre , so hätten wir auch
heute noch nicht die Rheinkorrektion durchgeführt. Da¬
mals war ein viel größeres Risiko vorhanden , und es
wird uns heute niemand tadeln , daß wir trotzdem das
Wagnis übernommen haben. Die technischen Bedenken
sollten also , wie gesagt, heute ausscheiden . Prinzipiell
haben wir sie durch die Bewilligung der ersten Rate ent¬
schieden, und wir haben meines Erachtens keine Ursache ,
davon abzugehen.

Nun frägt es sich , wie soll es mit den drei Bedingungen
gehalten werden. Der letzte Landtag hat ja im Prinzip
der Schiffbarmachung des Oberrheins bis Straßburg zu-
gestimmt, aber den Vertrag als für Baden zu ungünstig
gehalten . So sind denn die bekannten drei Bedingungen
zustande gekommen . Wenn man uns nun heute sagt , diese
Bedingungen sind nicht erfüllt , man darf also auch die
Schiffbarmachung nicht vornehmen , man muß auf dem
Schein bestehen , so darf demgegenüber mit Recht gesagt
werden, daß wir die Bedingungen auf dem letzten Land¬
tag nicht als Ultimatum aufgefaßt haben , an dem unter
allen Umständen festzuhalten sei . Wir haben vielmehr,
nur auf die Erfüllung dieser Bedingungen das größte Ge-

' -
wicht gelegt und auch die Großh . Regierung darauf hin- »)
gewiesen , sich diese Erfüllung angelegen sein zu lassen ,
uns aber nicht der Erkenntnis verschlossen, daß unter Um¬
ständen auch davon teilweise abgegangen werden könne ,
wenn es unmöglich sei, ihre Erfüllung herbeizuführen.
Nun sind zwei der Bedingungen in ziemlich befriedigen¬
der Weise gelöst . Die Oktroifrage möchte ich nicht so pes¬
simistisch beurteilen , wie der Abg . Lehmann . Es kann
gesagt werden, daß sie in unserem Sinne gelöst ist , und
man darf darauf bauen , ich glaube nicht , daß eine Re¬
gierung eine so feierlich gegebene Zusage brechen wird .

Nun kommt die Kostenfrage . Wir haben gewünscht,
daß der badische Anteil an den Kosten nur 30 , anstatt 40
Prozent betragen möge. Die 10 Prozent sollten aus
andere Weise — von beteiligten außerbadischen Inter
essenten oder Elsaß -Lothringen — aufgebracht werden .
Diese Bedingung ist allerdings nicht vollständig erfüllt,
aber es ist gewiß der Differenzpunkt kein so großer , um
ein so großes Werk daran scheitern zu lassen . Ein Werk
wie die Rheinregulierung ist es schon wert , daß wir hier
etwas zugeben. (Abg . Süßkind : Wir können ja alles
bezahlen !) Das macht dem guten Herzen des Abg . Süß¬
kind alle Ehre (Große Heiterkeit) , aber er wird damit
wohl wenig Anklang im Hause finden .

Der dritte Punkt betrifft die Eisenbahntarife . Auch ich
hätte gern gesehen , wenn er hätte erfüllt werden können . >
Das war aber unmöglich. Sollen wir nun deshalb das -
ganze große Werk der Oberrheinregulierung scheitern
lassen ? Diese Frage verneine ich und mit mir der größte
Teil meiner politischen Freunde . Das Projekt wird von
großem Segen für einen großen Teil des badischen Lan¬
des sein , und es hat für die oberländische Industrie eine
eminente Bedeutung , wenn durch die Verbilligung der
Verkehrswege diese Industrie an den Weltverkehr besser
als bisher angeschlossen wird . Das bringt uns dazu , das >
große Opfer zu bringen , nicht auf der dritten Bedingung
zu bestehen , sondern nachzugeben . Ich glaube der Ver
Sicherung der Großh . Regierung , daß sie alles getan hat,
möglichst günstige Bedingungen zu erreichen , und daß
mehr nicht zu erreichen war . Mehr jetzt .noch verlangen
zu wollen, wäre gleichbedeutend mit dem Scheitern der
Vorlage . Das wollen wir nicht herbeiführen , denn es
wäre dies eine Versündigung gegen die Oberländische In¬
dustrie. Sie hat ein Interesse daran , daß ihr der Staat
entgegenkommt und ihr die Konkurrenz im Weltverkehr
erleichtert.

Nun haben Interessenten in Mannheim dagegen Ein¬
spruch erhoben, weil sie durch die Oberrheinregulierung
eine schwere Schädigung erleiden würden . Ich bin der
Letzte, der es der Stadt Mannheim übel nimmt , wenn
sie ihre Interessen zu wahren sucht. Man kann aber des
Guten zu viel tun , und wenn man die Zeitungsartikel
in der letzten Zeit gelesen hat , so meine ich , daß man die
Schädigungen für Mannheim doch in etwas zu düsteren
und grellen Farben geschildert hat . Wenn Mannheim
wirklich als Handelsstadt vernichtet würde (Abg . Süß -
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kind : Durchaus nicht !) , wenn gleichsam die goldne
Heime geschlachtet würde , die uns die goldnen Eier legt ,
sv wäre ich der Letzte , der diesem Projekt seine Zustim-

mung gäbe . Mannheim wird aber eine wesentliche Schä¬
digung durch die Schiffbarmachung nicht erfahren . Es

hat sich im Laufe der Jahre eine so sichere Position geschaf¬
fen , daß dieselbe nicht von einem Tag auf den andern
vernichtet werden wird , und Mannheim wird sich darum
sicherlich auch nach der Rheinregulierung auf dem Range
erhalten , den es bisher eingenommen hat . Ich glaube ,
in Mannheim selber befürchtet r^an so schwere Schädi -

s
'

Zungen nicht , wie sie hier zum Ausdruck gelangt sind . Ich
i ^habe hier einen Artikel der „Neuen Badischen Landeszei-
' - tung "

, der zwar sehr scharf Stellung nimmt gegen die

^ Rheinregulierung , der aber hinsichtlich der zu erwarten -
' den Schädigungen doch nicht so schwarz sieht und nicht be¬

fürchtet , Mannheim werde nun mit einem Male deposse-

s diert werden . Es heißt da : „Köln bleibt die Metropole
des Unterrheins , die Universitäts - und Garnisonsstadt
Bonn würde vergeblich versuchen , ihr den Rang streitig
zu machen , obgleich die Schiffahrts - resp . Stromverhält -

: nisse beider Städte identisch sind . London bleibt das Herz
j des Weltverkehrs, mögen Hamburg , Rotterdam , Antwer -
! Pen usw . sich noch so sehr in die Höhe arbeiten , und in

vieler Beziehung sogar geographisch günstiger liegen als
^ London. Die Gründe liegen für den nachdenkenden

Menschen auf der Hand . Ebenso bleibt halt Mannheim
- „ Mannem " und Straßburg bleibt Straßburg , alle

offen ausgesprochenen Versuche , Mannheim nach Straß¬
burg zu verlegen, sind Utopien ! " —

Mit den Schädigungen , die Mannheim drohen , dürfte
es also nicht so schlimm bestellt sein . Es ist vor allem ver¬
kehrt , wenn man an uns mit der Frage herantritt , was
wir denn für ein Interesse daran hätten , Mannheim zu
schaden, um Straßburg zu nützen . Man sollte doch be-

» denken , daß es sich hier nicht allein um Straßburg handelt .
MWenn nur Straßburg Nutzen hätte , dann würden wir
M sicherlich nichts zu den Kosten bewilligen . Es handelt sich
» dock aber auch vor allem um Kehl. Man sieht allerdings ,
MRvic cs scheint und auch in der Rede des Mannheimer Ab-

Mt geordneten zum Ausdruck gelangt ist , auf den Kehlerhafen
M etwas geringschätzig herab . Aber es liegt doch auf der
R Hand, daß , wenn wir Millionen für den Bau des Kehler-

Hafens aufgewendct haben, wir ihm doch auch eine brauch¬
bare Zufahrtstraße eröffnen müssen . Die Mannheimer
sollten darauf vertrauen , daß es ihnen auch in Zukunft ge¬
lingen wird , auf ihrer Höhe Zu bleiben, und darum dem
vorliegenden Projekt , welches für das badische Oberland
von großem Nutzen sein wird , nicht verneinend gegenüber¬
stehen . Aus allen diesen Gründen halte ich es für durch¬
aus angebracht, den Vorschlägen der Kommission zuzu¬
stimmen.

Abg . Dr . Binz : Die Budgetkommission darf wohl für
sich das Zeugnis in Anspruch nehmen , diese für das Land
so wichtige Angelegenheit sorgfältig und gewissenhaft ge¬
prüft zu haben . Das Ergebnis wird , wie ich glaube,
auch von meinen Freunden als durchaus der Sachlage
entsprechend anerkannt. Die Kommission hat als obersten
Gesichtspunkt die Interessen des gesamten Landes ins
Auge gefaßt. Sie hat nicht versäumt, etwaige Schädi¬
gungen Mannheims und der badischen Bahnen ernstlich
in Betracht zu ziehen . Wir dürfen auch anerkennen, daß
die Vertreter der Stadt Mannheim sich ritterlich der
Interessen der Stadt angenommen haben. Aber ich stehe
gegenüber der Rede des Abg. Lehmann unter dem Ein¬
druck : „ Weniger wäre mehr gewesen.

" Der Abg. Heim¬
burger hat hier schon das Nötige in zutreffender Weise
hervorgehoben . Die Bedeutung Mannheims an sich und
für unser ganzes Land haben wir in keiner Weise unter¬

schätzt. Wenn Mannheim ein Millionengrab genannt
worden ist , so wissen wir doch , daß Mannheim in seiner
großartigen Entwicklung ein Stolz Badens und in finan¬
zieller Beziehung auch eine Goldgrube für die badische
Staatskasse geworden ist . Hätten wir die Ueberzeugung,
daß Mannheim mit seiner großartigen Stellung in Han¬
del und Industrie irgendwie empfindlich geschädigt oder
gar in seinem Lebensnerv verletzt würde , so hätten wir
sicherlich Bedenken getragen, dem Vorschlag zuzustimmen

'

Wir teilen diese Befürchtungen nicht . Es besteht nicht
dieser große Gegensatz zwischen den Interessen des Landes
und den Spezialinteressen Mannheims . Die neu er¬
schlossene große Wasserstraße wird befruchtend wirken auf
Handel und Verkehr für das ganze Land, auf die Dauer
auch für Mannheim selbst.

Es ist uns sodann bekanntlich von anderer Seite der
Vorwurf gemacht worden , wir hätten mit unseren Be¬
schlüssen vor zwei Jahren die Durchführung der Rhein¬
regulierung einfach unmöglich machen wollen , weil wir
überzeugt gewesen wären, daß unter diesen Bedingungen
ein Uebereinkommen zwischen Elsaß und Baden nicht zu¬
stande kommen könnte . Eine solche Absicht bestand tat¬
sächlich nicht , und wir müssen die Unterstellung einer
solchen mit Entschiedenheit zurückweisen. Wir hatten zu¬
nächst im Auge , die Kosten des Unternehmens in gerechter

. Weise zu verteilen. Dank den Verhandlungen der Großh .
Regierung dürfen wir nun hoffen, daß es gelingen wird ,
einen Modus zu finden , bei dem unser Beitrag wenn auch
nicht 30 Prozent , so doch erheblich unter 40 Prozent
bleiben wird. Wir dürfen ferner mit Befriedigung fest¬
stellen , daß es den auf unsere Beschlüsse sich stützenden
Bemühungen der Regierung gelungen ist , die für unsere
Geschäftswelt außerordentlich ärgerlichen Oktroibestim¬
mungen zu beseitigen . Was die Tarifbedingung an¬
belangt, so hat dre Regierung schon im letzten Landtag
entschiedene Bedenken dagegen erhoben . Es hat sich als
unmöglich erwiesen , diese Bedingung zu erfüllen. Dieser
Sachlage müssen wir Rechnung tragen .

Wir dürfen hoffen , daß, wenn das Hohe Haus
den Beschlüssen der Kommission beitritt , die Sache
einen bedeutenden Schritt weiter kommt . Die eingetretene
Verzögerung ist zu bedauern, aber es mag auch hier
heißen : „ Gut Ding will Weile haben.

" Ich glaube,
daß es der Regierung gelingen wird, aufgrund der Be¬
schlüsse zu einem befriedigenden Abkommen zu gelangen,
und ich wünsche nur, daß auch in Elsaß-Lothringen die
Loyalität unseres Standpunktes anerkannt wird, daß man
anerkennt , daß wir einfach pflichtgemäß bemüht waren ,
die Interessen Badens in gerechter Weise zu wahren . —
Ich spreche nicht pro äomo als Vertreter der Stadt
Karlsruhe . Wollte ich nur Karlsruhe im Auge haben
und nicht die Interessen des gesamten Landes, so müßte
ich wahrscheinlich einen anderen Standpunkt einnehmen.
Karlsruhe hat zunächst jedenfalls von der Fortführung
des Schiffahrtsweges nicht Vorteile, sondern eher eine
Schädigung, eine Verminderung des Hinterlandes für
seinen Hafenverkehr zu erwarten.

Aber wir müssen uns sagen , daß die Interessen des
gesamten Landes in Frage stehen , welche derart über¬
wiegend sind , daß Sonderinteressen dagegen nicht auf-
kommen dürfen . Es ist eine allgemeine Erfahrungs¬
tatsache , daß die Erschließung eines großen Verkehrsweges
überall befruchtend auf Handel und Verkehr einwirkt, und
daß diejenigen , die zunächst eine Schädigung befürchten ,
auf die Dauer wirtschaftliche Vorteile ernten. Ich habe
keinen Zweifel , daß das Hohe Haus , wenn es dem An¬
trag der Kommission zustimmt , durch feinen Beschluß
dazu beiträgt , ein Kulturwerk zu fördern zum Segen des
ganzen Landes.



Abg . Gießler : Die Befürchtungen des Abg . Lehmann
werden in Mannheim in weitesten Kreisen geteilt und
können an sich nicht als unbegründet bezeichnet werden .
Namentlich sind die behaupteten Einwirkungen der Rhein¬
regulierung auf unsere Eisenbahneinnahmen plausibel.
Ich habe selbst , der ich den Verhältnissen nahe stehe, die
Sache genau geprüft, bin aber auch andererseits verpflichtet ,
die Interessen des gesamten Landes wie auch meines
Wahlbezirks im Oberland in Betracht zu ziehen , und dabei
bin ich dazu gekommen , für die Umwandlung der früheren
Resolution zu stimmen . Was an Befürchtungen vorge¬
tragen worden ist , spricht zum größeren Teil gegen die
Inangriffnahme der Nheinregulierung überhaupt , und
diese müssen vollständig außer Betracht bleiben . Das ,
was als Schädigung für Mannheim und für die . Eisen¬
bahnen befürchtet wird , ist schon vor zwei Jahren erwogen
worden , wir haben aber damals die Entscheidung dahin
getroffen , daß die Interessen des ganzen Landes die
Rheinregulierung verlangen. Die Befürchtungen werden
ja auch nicht in vollem Umfange zutreffen , denn eine
Vermehrung der Verkehrsstraßen hat immer eine Ver¬
mehrung des Verkehrs zu Folge . Neue Wasserstraßen
haben den Eisenbahnen nach Erfahrungen auf die Dauer
den Verkehr nicht entzogen , sondern neuen Verkehr ge¬
bracht . Wenn man alles zusammenfaßt, darf man sich
der begründeten Hoffnung hingeben , daß nicht bloß eine
Verschiebung des Verkehrs sondern eine Vermehrung des¬
selben stattfindet, und so glaube ich , daß ein Teil der
Schäden schon durch diese Vermehrung an sich wird aus¬
geglichen weiden. Außerdem wird eine Verbesserung der
wirtschaftlichen Verhältnisse am Oberrhein eine bleibende
günstige Rückwirkung haben auf die verschiedenen großen
Unternehmungen in Mannheim . Mannheim hat ja Dank
der großen Voraussicht seiner Stadtverwaltung und seines
Handelsstandes diese Verhältnisse rechtzeitig ins Auge
gefaßt. Wenn Mannheim jetzt noch allein Umschlags¬
hafen wäre, dann würden die Befürchtungen wohl voll in
Erfüllung gehen . Es ist aber jetzt auch ein Jndustrieplatz.
Was mich weiter noch beruhigt, ist die starke Stellung
der Banken in Mannheim . Wo Großindustrie existiert ,
müssen damit große und gutgeleitete Banken Hand in
Hand gehen , und wir dürfen zur Einsicht dieser Kreise in
Mannheim das Vertrauen haben , daß sie zur Aus¬
dehnung der Existenzfähigkeit Mannheims beitragen werde .
Nun haben wir auf dem letzten Landtag , um die teil¬
weisen Schädigungen Mannheims und der Eisenbahn
hintanzuhalten , die drei bekannten Bedingungen in dem
Antrag eingesetzt.

Die Oktroifrage ist zu Gunsten der Stadt Mannheim
und Badens wohl gelöst ; das dürfen wir anerkennen.
Hier verwechselt der Abg , Lehmann das Reichsgesetz mit
der ausnahmsweisen Stellung Straßburgs bezüglich des
Oktrois ; denn die Bestimmung über das Oktroi im
Reichsgesetz bezieht sich nur auf Lebensmittel,
es könnte also das Oktroi in Straßburg auf bearbeitete
Waren auch nach 1910 bestehen bleiben . Nach der be¬
stimmten Zusage ist nun die ausnahmsweise Behandlung
von bearbeiteten Waren der Geschäfte von Mannheim und
Baden beseitigt . Der 2 . Punkt ist dagegen nicht so glatt
erfüllt worden , wir haben aber von der Regierung die
Versicherung erhalten , daß dieser Punkt so gelöst wird,
daß der in diesem Punkte angestrebte Zustand auch tat¬
sächlich erreicht wird , also der Wettbewerb Mannheims
nach der Schweiz möglich ist . Was die Geldfrage an¬
langt , so glaubten wir , die Großh . Regierung sei mit
40 Proz . zu hoch gegangen. Der Abg . Lehmann hat
immer von 25 und 30 Proz . gesprochen, als ob wir noch
höher hinaufgehen wollten. Wir standen aber doch schon
auf dem letzten Landtag vor der Tatsache , daß die Re¬
gierung bereits 40 Proz . zugesagt hatte , wir mußten also

herunterdrücken , und es ist nicht so, als ob wir den
Prozentsatz hätten erhöhen wollen . Wir waren der
Meinung , daß , wenn man die beiderseitigen Interessen
abwägt, das Verhältnis auf 30 Proz . sestzusetzen sei .

Nun haben wir ja die Festsetzung auf 30 Proz . an¬
nähernd erreicht , höchstens sind 32 Proz . zu zahlen. Die
Resolution ist nicht so gefaßt, als ob wir uns mit der
einen Million begnügten, sondern wir wollten damit
aussprechen, daß sich die Großh . Regierung weiter be¬
mühen möchte, den badischen Kostenanteil auf 30 Proz .
herabzusetzen . Wir sollten jetzt wegen der Kostenfrage
keine langen Streitigkeiten mehr führen , sondern zu einer
Einigung kommen , namentlich im Hinblick darauf , daß
die 300 000 M . auf 14 Jahre sich verteilen . Wir soll¬
ten dazu Mitwirken , daß die Wasserstraße, die wir an
unserem schönen Rhein haben, auch als wirkiche Ver¬
kehrsstraße ausgenützt werden kann. Wie sehr das ba-

- dische Oberland an der Oberrheinregulierung interessiert
ist , sehen Sie ja aus den Zuschriften, die uns heute zu¬
gekommen sind , insbesondere auch aus der Eingabe der
Handelskammer Konstanz , aus meinem Wahlbezirk. Die
Idee , den Bodensee als Wasserreservoir zu benützen , ist
ja nicht neu, sie hat nur wieder greifbare Gestalt ange¬
nommen, seitdem die Schrift des Ingenieurs Gelbke er¬
schienen ist . Es ist selbstverständlich , daß man am Boden¬
see auch an den Wohltaten der Wasserstraße teilnehmen
will . Auch ich möchte den vom Berichterstatter ausge¬
sprochenen Wunsch unterstützen, daß die Großh . Regie¬
rung die Untersuchung fortführen möge . Ich weiß ja ,
daß dem Herrn Vertreter des Wasserbaus der Gegen¬
stand nicht fremd ist, sondern daß er die Wasserverhältnisse
des Bodcnsees schon früher einer eingehenden Unter¬
suchung unterzogen hat . Wenn er nun der neuen Frage
bis Konstanz mit demselben Interesse entgegen kommen
wird, wie früher , so hoffe ich , daß die Vorstudien mit
benützt werden können bei Lösung der Frage .

Ich hoffe, daß, wenn wir die Voraussetzungen für
Bewilligung der ersten Rate von 000 000 M . diesmal
in eine Resolution umwandeln , wird damit weder unsere
Eisenbahn noch die Stadt Mannheim wesentlich geschä¬
digt, weil wir nichts anderes wünschen , als das letzte
Mal . Eine Bedingung ist bereits erreicht, die zweite
bis auf 2 Proz . und auch die dritte kann erreicht werden ,
wenn die Großh . Regierung die in Aussicht gestellten
Schritte tut . Ich glaube also , daß wir für die Reso¬
lution stimmen können .

Minister des Innern Or . Schenkel : Für die Großh.
Regierung war es eine peinliche Lage , daß sie genötigt
war , dem Hohen Hause noch in den letzten Stunden des
Landtags eine derartige Vorlage zu machen , und dies
in einem Zeitpunkt , wo die Grundlagen für dieselbe noch
gar nicht vollständig gegeben sind , wo der Abschluß der
mit Elsaß -Lothringen über die Frage der Rheinregulie¬
rung schwebenden Verhandlungen erst noch bevorsteht. Es
war ihr dies peinlich, - einmal , weil man in einem solchen
Zeitpunkt noch schwebender Verhandlungen mit Rücksicht
auf die andere Regierung überhaupt ungern eine der¬
artige Angelegenheit zur öffentlichen Verhandlung im
Landtag bringt , dann aber auch deshalb , weil dem Hohen
Hause ganz bestimmte Zusagen darüber , was seinerzeit
beim Abschluß der Verhandlungen mit Elsaß -Lothringen
wirklich zu erreichen ist , in diesem Augenblicke nicht ge¬
geben werden können . Von einer Ueberrumpelung die¬
ses Hohen Hauses oder gar der Stadt Mannheim , wie sie
da und dort in den Zeitungen behauptet wurde, kann
natürlich — das haben auch bereits einige der Herren
Vorredner hervorgehoben — keine Rede sein . Die Großb.
Regierung hätte, wenn der Stand der Verhandlungen
dies erlaubt hätte . Ihnen schon früher diese Vorlage ge¬
macht . Es war aber früher nicht möglich ; vielmehr ist



jetzt erst der Augenblick gekommen , wo sie die Vorlage
machen konnte und mutzte , wenn man überhaupt , was
die Großh . Regierung für sehr erwünscht , ja geradezu
als im Interesse des Landes notwendig erachtet , die
Sache nunmehr noch zum Abschluß bringen will , wenn die
Frage der Rheinregulierung nicht wieder auf zwei Jahre
hinausgeschoben und dann vielleicht für viele , viele Jahre
ins Ungewisse gesetzt werden soll . Und gerade deshalb ,
weil wir genötigt waren , während der noch schwebenden
Verhandlungen Ihnen diese Vorlage zu machen , kann
ich mich Wohl auf sehr wenige Worte zur Begründung
derselben beschränken . n

Es ist nicht notwendig , daß ich dasjenige , was für die
Annahme des Vorschlags der Großh . Regierung und des
ihr stattgebenden Kommissionsantrags spricht , hier noch¬
mals wiederhole , ich habe mich darüber bereits in der
Kommission ausgesprochen und ich könnte doch nicht alles ,
was dort seitens der Großh . Negierung gesagt worden ist,
hier in voller Oeffentlichkeit darlegen , während die Ver¬
handlungen mit der anderen Regierung noch schweben.
Ich glaube aber auch, es begegnet mir , wenn ich in diesem
Hause umherblicke , auf der weitaus größten Zahl der
Bänke der freundliche Ausdruck der Erfüllung und Ge¬
währung (Heiterkeit ) , und zwar der Ausdruck der Ge¬
währung , der aus dem Herzen hervorkommt , und der
einer schon gewonnenen Ueberzeugung entspricht . Nur
vielleicht auf wenigen Bänken sehe ich einen entgegen¬
gesetzten Ausdruck . Ich würde deshalb vielleicht nur
störend eingreifen , wenn ich mir auch nur den Anschein
gäbe, als wollte ich durch meine Argumente nachträglich
das Ergebnis Hervorbringen , das sich jetzt schon infolge
der inneren Ueberzeugung und Stimmung bei den Her -
ren krystalisiert hat . (Erneute Heiterkeit .) Ich kann der
Kommission nur dankbar sein dafür , daß sie uns Ge¬
legenheit zu einer gründlichen Aussprache gegeben hat ,
und daß sie zu einem mit den Wünschen der Großh . Re¬
gierung durchaus übereinstimmenden Antrag gelangt ist .
Ich kann auch dem Herrn Berichterstatter nur danken da¬
für, daß er so rasch und in so treffender Weise in seinem
Bericht die für die Beschlüsse der Kommission sprechenden
Gründe gekennzeichnet hat .

Wenn der Vorschlag der Kommission angenommen
wird, wenn uns also das , was uns bisher als strikte Be¬
dingung auferlegt war , nunmehr als ein tunlichst zu be¬
achtender Wunsch im Wege einer Resolution nahe ge¬
bracht wird , dann wird die Großh . Regierung im Laufe
der weiteren Verhandlungen , soweit dies nach Lage der-
Sache möglich ist , darauf hinwirken , daß der Vertrag
über die Nheinregulierung so gestaltet wird , wie dies den
Interessen unseres Landes und den Wünschen des Hohen
Hauses am meisten entspricht . Natürlich kann ich keine
Gewähr dafür übernehmen , daß alle Wünsche genau bis
zum äußersten erfüllt werden . Wir stehen hier einer
andern Regierung gegenüber , die auch ihre Interessen zu
vertreten hat , und nur der Herr Abg . Lehmann scheint
— wenigstens muß ich das nach seinen Aeußerungen an¬
nehmen — in der Lage zu sein , andere Regierungen so
Zu überreden , daß sie alles tun , was das Hohe Haus
wünscht. (Heiterkeit .) Ich kann es nicht , und auch die
Herren , die mir zur Seite gegeben sind , sind nicht so
mächtig ; auch ihnen steht eine solche Ueberredungsgabe
nicht zur Seite . Jedenfalls aber wird die Großh . Re¬
gierung darauf bedacht sein , loyal zu tun , was in der
dorgeschlagenen Resolution gewünscht wird . Ich kann da¬
her keineswegs finden , daß , wie der Herr Abg . Lehmann
gesagt hat , diese Resolution gar nichts besage . Es scheint
mir das eine sehr geringe Schätzung der von der großen
Mehrheit Ihrer Kommission im Einvernehmen mit der
Regierung beschlossenen Resolution zu sein , die recht viel
besagt. Entsprechend ihrer Bedeutung werden wir , wie
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gesagt , tunlichst bestrebt sein , unser Verhalten darnach ein¬
zurichten , und ich hoffe; es wird uns gelingen , nachdem
uns nicht mehr die strenge Bindung der Bedingungen ,
sondern die leichtere der Resolution mit auf den Weg ge¬
geben wird , in nicht allzu ferner Zeit , jedenfalls noch in
diesem Jahre , einen den Interessen beider Teile gün¬
stigen Abschluß mit Elsaß -Lothringen zustande zu
bringen .

Wenn uns das gelingt , so wird , hoffe ich , das Band
gemeinsamer , freundnachbarlicher guter Beziehungen ,
das die beiden durch Stammverwandtschaft und Geschichte
eng verbundenen Staaten aneinanderknüpst , noÄ> enger
geschlungen werden Wenn dann künftig einmal auf
Grund der Vereinbarung das Werk der Regulierung fer¬
tig sein wird , wird auch Mannheim sehen, daß es in Ge¬
meinsamkeit mit anderen Handelsstädten unseres Landes
auch fernerhin in schönem Aufblühen begriffen ist , und
wir werden sehen, daß nicht bloß Straßburg , die uns be¬
freundete Handelsstadt des elsässischen Oberrheins , son¬
dern auch Karlsruhe , Kehl und andere Städte unseres
badischen Oberlandes , ja daß unser ganzes Land ein
großes Interesse und eine große Freude an dem
vollendeten Werk haben kann . (Lebhafter Beifall . )

Abg . Veurdcy : Wenn ich auch meinerseits dem Antrag
der Kommission zustimme , so geschieht das in der Er¬
wartung , die auch in der Eingabe der Handelskammer
Konstanz zum Ausdruck gebracht ist, daß bei der künf¬
tigen Fortsetzung der Schiffbarmachung des Oberrheins
nicht bei Basel Halt gemacht , sondern dieselbe bis zum
Bodensee durchgeführt wird . Einige der Vorredner ,
namentlich der Berichterstatter , haben ja schon dieser Fort¬
führung gedacht . Insbesondere haben wir von dem Be¬
richterstatter , der in diesen Dingen ein erfahrener Fach¬
mann ist und die Autorität eines solchen für sich hat ,
gehört , daß die technischen Schwierigkeiten , die entgegen¬
stehen , nicht unüberwindlich sind . Die Technik hat in
den letzten Jahren solche Fortschritte gemacht , daß die
Stromschnellen , auch der Wasserfall bei Neuhausen , durch
Kanäle und Schleusen unschwer überwunden werden
können , lieber die Vorteile dieser Rheinregulierung für
die in Betracht kommenden oberbadischen Landesteile will
ich mich nicht näher aussprechen . Es wären die allge¬
meinen Vorteile der Wasserstraßen , eine Verbilligung der
Frachten , eine bessere , billigere Verbindung usw . Es ist
ja eine allgemeine Erscheinung , daß gerade die fortschritt¬
lichen Kulturstaaten das größte Gewicht auf die Anlage
und den Ausbau von Kanälen legen . Ich erinnere nur
an Frankreich , dagegen müssen wir leider sehen , daß in
Preußen Junker und Agrarier einem großen Kulturwerke
unüberwindliche Hindernisse in den Weg stellen .

Wenn wir den Schiffahrtsweg nur bis Basel fortführ¬
ten , so würden die Teile am Oberrhein zwischen Basel
und Konstanz und ihr Hinterland noch mehr als bisher
links liegen bleiben . Sie würden dadurch erheblich ge¬
schädigt werden , während Basel und die Schweiz natur¬
gemäß die Hauptvorteile hätten und den ganzen Verkehr
an sich ziehen würden . Man hat nun aber gerade in
verschiedenen unserer oberbadischen Städte sehr erfreuliche
Ansätze einer Entwicklung unserer Industrie in letzter Zeit
wahrgenommen , so in Singen , in Radolfzell und vor
allem in Konstanz , und ich glaube , daß diese aufblühende
Industrie eine Unterstützung durch die Regierung wohl
beanspruchen darf . Es ist aber auch zu befürchten , daß
wenn die Wasserstraße nicht bis Konstanz im bisherigen
Rheinbett durchgeführt wird , der Verkehr zwischen Basel
und Konstanz vollständig auf das linksrheinische Gebiet
verlegt wird . Die Schweizer gehen schon lange damit
um , auf dem linksrheinischen Gebiete geeignete Verkehrs ?
Wege zum Bodensee zu schaffen und Konstanz beiseite zu

L..
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schieben. Diesen Plänen , die durchaus keine Utopien dar¬
stellen , sondern sür welche tatsächlich schon Projekte aus¬
gearbeitet worden sind , kann nur durch die Schaffung des
Wasserwegs auf dem Rheine bis nach Konstanz vorgebeugt
werden .

Ich möchte daher die Regierung dringend ersuchen, die
in der Eingabe der Handelskammer niedergelegten Ge¬
sichtspunkte in wohlwollende Berücksichtigung zu ziehen
und tunlichst bald ihrer Verwirklichung entgegenzuführen .

Direktor der Oberdirektion des Wasser - und Straßen¬
baues Geh . Rat Honsell : Das von dem Herrn Bericht¬
erstatter Vorgetragene war auch in seiner sachlichen Aus¬
führung so zutreffend und vollständig , daß ich nichts
zu berichtigen oder zu ergänzen hätte . Aber in der
Meinung bezüglich der, günstigen Entwicklung der Wasser¬
straßen ist der Herr Berichterstatter doch etwas weit ge¬
gangen , und auch die nachfolgenden Redner haben sich
der Auffassung , welche die Eröffnung eines Großschiff¬
fahrtswegs bis zum Bodensee sür eine nicht gerade
schwierige Aufgabe Hält , angeschlossen . In der Bro¬
schüre eines Herrn Gelbke ist geltend gemacht worden ,
daß die Schiffbarmachung des Rheins oberhalb Straß -

burgs leichter ausführbar sei als die zwischen Straß¬
burg und Mannheim . Diese Behauptung ist jedoch bis
jetzt nicht erwiesen , und es ist die Frage einer ein¬
gehenden Untersuchung noch nicht unterzogen worden .
Soviel aber ist von vornherein klar , daß im Wasser¬
stande oberhalb Straßburgs viel größere und empfind¬
lichere Schwankungen Vorkommen als unterhalb , weil
die größeren Zuflüsse aus dem Schwarzwald und den
Vogesen erst unterhalb Kehl-Straßburg in den Rhein
münden . Wenn ein Ruhrorter Rheder Fahrten bis
nach Basel unternommen hat , so gehört dies so ziemlich
in das Reich der Abenteuer . Gewiß kann man Fahrten
bis nach Basel machen , wie sich gezeigt hat , man kann
dabei auch verunglücken , wie sich ebenfalls gezeigt hat .
Aber vom volkswirtschaftlichen Standpunkt sind diese
Wagestücke nur von geringer Bedeutung .

Was die Schiffbarmachung zwischen Basel nach Kon¬

stanz anbelangt , so hat der Abg . Venedey recht , es gibt
vom technischen Standpunkt aus hier keine Schwierig¬
keiten, die unüberwindlich wären . Wie ich mich erinnere ,
hat man bereits vor langer Zeit sich mit diesem Ge¬
danken beschäftigt , und es ging die Legende , daß ein

Engländer ein Projekt ausgearbeitet habe , wie der

Wasserfall bei Schaffhauscn zu überwinden sei . Für
die nähere Zukunft aber kann ich mir von dem Projekt
einer Wasserstraße zwischen Konstanz und Basel nicht
viel versprechen . Der Schwerpunkt der Entscheidung
liegt auch hier in der wirtschaftlichen Seite . Man weiß ,
daß die Schweiz sich lebhaft darum bemüht , möglichst
große Schiffahrtswasserstraßen zu bekommen . Sie ver¬
folgt dieses Ziel nicht nur bezüglich de^ Rheins , sondern
auch nach dem Süden hin , wo sie eine Verbindung mit
Genua anstrebt . Die Schweizer wollen also mit der

Nordsee und mit dem Mittelmeer eine Wasserverbiudung
erreichen . Aber das liegt doch eben zu Tage , daß , wenn
der Schiffahrtsweg auf dem Rhein bis nach Basel her¬
gestellt wird , dann die Schweiz versuchen wird , hier Halt
zu machen , um ' von dort aus den Verkehr aus die

Bundesbahn zu übernehmen . Die Fortsetzung der Wasser¬
straße nach dem Bodensee würde aber nur im Einver¬
ständnis mit der Schweiz hergestellt werden können , und
wir hätten in dieser Beziehung sicher von der Schweiz
sehr wenig Entgegenkommen zu erwarten . Es könnte
nur im gemeinsamen Zusammenwirken mit der Schweiz
gemacht werden , und da stelle ich mir die Verhandlungen
um einige Grade schwerer vor als sür die Strecke von
Germersheim nach Straßburg . Ich möchte also glauben ,
daß , solange nicht die Schiffahrt bis Straßburg gesichert

ist , die technischen Kräfte nicht damit in Anspruch ge¬
nommen werden sollten , daß man sür diese Unter¬
nehmungen Vorarbeiten vornehmen läßt .

Es sind nun anläßlich der Zurücknahme der früheren
Bedingungen allerhand Gründe auch jetzt wieder ins
Feld geführt worden . Ich will unterlassen , das zu
wiederholen , was ich über diese Dinge vor 2 Jahren
gesagt habe ; aber ich möchte doch darauf aufmerksam
machen , daß die Zweifel an dem Gelingen des Unter¬
nehmens seltsamerweise von denen ausgehen , die die Er¬

folge des Unternehmens am meisten fürchten . Wem
man in einer Mannheimer Zeitung liest, man werde
mit der Rheinregulierung den Zweck nicht erreichen ,
warum fürchtet man denn dann in Mannheim diese
Regulierung ? Wenn sie nicht gelingt , um so besser für
Mannheim . Derartige Aeußerungen sind nicht ernsthaft
zu nehmen , u . Herr Abg . Heimburger hat mit Recht
betont , daß , wenn man in dieser Hinsicht ängstlich sei ,
so könnte man überhaupt nicht zu einem Unternehmen
im Gebiet des Wasserbaues kommen .

Es ist vom Hrn . Abg . Lehmann davon gesprochen worden ,
der Kostenaufwand werde schließlich das Doppelte von
dem erreichen , was man vorgesehen hat . Man habe
einstweilen eine kleine Summe gefordert , ba¬
nnt der Landtag das Projekt genehmige . Da kann ich
das Hohe Haus nur versichern , daß in diesem Fall ein

sorgfältig ausgearbeitetes Projekt vorliegt , das auch
anderweit geprüft worden ist , und namentlich ein Kosten-

Überschlag sorgsam ausgearbeitet worden ist, der von Bayern
und Elsaß -Lothringen wiederholt geprüft wurde . Es

liegt der Fall also ganz anders , als bei den zahlreichen
Eisenbahnbauten , die das Hohe Haus lediglich aufgrund
einer schätzungsweisen Kostenangabe genehmigt hat , und
es besteht kein Grund , daß sich diese Dinge wiederholen ,
wie sie bei manchen jener Eisenbahnbauten sich eingestellt
haben . Ich habe aber nicht gehört , daß man sich in diesem
Hohen Hause besonders darüber aufgeregt habe , daß
man sür den Offenburger Bahnhof oder den Freiburger
Güterbahnhof zweite oder dritte Raten bewilligt habe,
obwohl etwas ganz anderes gebaut wurde , als man

anfangs gewollt hatte . Solche Gefahr besteht hier nicht .
Natürlich ist die Möglichkeit nicht ausgeschlossen , daß
durch besondere Verhältnisse in den 13 Baujahren An¬

forderungen gestellt werden müssen , die man von vorn¬

herein nicht übersehen konnte , aber dies von vornherein
anzunehmen , besteht kein Anlaß .

Nun hat man von der Schädigung Mannheims ge¬
sprochen . Diese Frage ist aber heute viel ruhiger

behandelt worden als vor zwei Jahren . Ich möchte

auch glauben , daß in der jüngeren Bewegung in Mann¬

heim nicht die Ansicht der Mehrheit der berufenen Ver¬

treter des Mannheimer Erwerbslebens zum Ausdruck

gekommen ist, und ich glaube es zu ihrer Ehre , denn

ich kann nicht annehmen , daß man in dieser Weise
ängstlich ist hinsichtlich der Zukunft Mannheims . Es

ist ganz richtig von dem Herrn Abg . Gießler hervor¬
gehoben worden , daß Mannheim nicht mehr lediglich
als Handelsplatz zu betrachten ist . Die Entwicklung
und die Formen des Handels sind ganz anders geworden ,
und es kann eine einzige Stadt im Binnenlande nicht

mehr wie in früheren Jahren ein ausschließlicher Stapel¬

platz für ausländische Waren sein . Die Bedeutung

Mannheims liegt auf dem Gebiete der Industrie , und

das seit mehr als 20 Jahren , und da ist nicht einzu¬
sehen, inwie fern diese geschädigt würde , wenn einige Um¬

schlagplätze am Oberrhein entstehen und vielleicht auch

gewerblich sich entwickeln würden . Es spricht auch alle

Erfahrung dagegen , daß ein Jndustrieplatz durch eine solche

Konkurrenz erheblich geschädigt werden könnte . Speziell
am Rhein spricht die Erfahrung dagegen . Als im Jahre

1



1885 Frankfurt Plötzlich in den Kreis der Rheinhäfen
eingetreten war durch Kanalisierung des unteren Mains ,
war man in Mannheim sehr besorgt. Es hat aber auch
Frankfurt rasch einen Verkehr angenornmen, größer, als
wie man gedacht hatte, und trotzdem war in jenen Jahren
die Zunahme des Verkehrs in Mannheim so groß, als
niemals zuvor. Man hat auch andere Beispiele. Den
Hafen Gustavsburg , dicht an der Mainmündung , gab
man nach Eröffnung der Mainkanalisierung fast ver¬
loren ; in der Tat ging hier Anfangs der Verkehr stark
zurück und man lobte die Vorsicht der Hessischen Lud¬
wigsbahn , daß sie in dem Hqfen nur provisorische
Bauten errichtet habe. Aber schon nach vier Jahren
war der Verkehr in Gustavsburg größer als je zuvor.
Es sind in der jüngeren Zeit am Unterrhein mehrere
neue Häfen entstanden , Köln und Düsseldorf u . a.
die alsbald namhaften Verkehr erhalten haben, ohne
daß dadurch den anderen rheinischen Häfen Eintrag
geschehen ist. Ebenso wird es sich mit dem Oberrhein
verhalten. Es wird die Fortsetzung der Großschiffahrt
auf dem Oberrhein in der Hauptsache neuen Verkehr
bringen. Die rheinische Wasserstraße ist ja noch lange
nicht am Ende ihrer Leistungsfähigkeit angelangt und
kann noch einer Reihe von Häfen Verkehr verschaffen ,
ohne daß die bestehenden benachteiligt werden.

Ich habe hier die Frequenzziffern für den Mannheimer
Hafen ausqezogen . In den Jahren 1881 bis 1890 , in
denen im Öberrheinverkehr noch alles ruhig war , hat die
jährliche Zunahme im Hafen in Mannheim nur 140 000
Tonnen betragen. Im folgenden Jahrzehnt hat der
Hafenverkehr trotz der jetzt sehr lebhaften Entwicklung des
oberrheinischen Verkehrs jährlich um 373 000 Tonnen
zugenommen . Nun kommen allerdings 2 Jahre , 1901
und 1902 , in denen in Mannheim ein Rückgang statt¬
gefunden hat . Ueber 1>en Verkehrsrückgang von 1901
habe ich schon vor 2 Jahren gesprochen; es ist aus dem
Bericht der Handelskammer genau zu ersehen , wo er ein¬
getreten ist , nämlich nicht an den Umschlagsgütern, son¬
dern an der Ein- und Ausfuhr von Fabrikaten . Nun
sprechen wir ja davon , daß diese wirtschaftliche Depression
überwunden sei , aber jeder ist sich darüber klar , daß wir
noch keineswegs in einem Zeitpunkt der wirtschaftlichen
Hochflut uns befinden . Im Jahre 1903 aber hat der
Verkehr um 1 Million Tonnen zugenommen , eine Zu¬
nahme , wie sie noch nie dagewesen ist , und Mannheim
hat die höchste Verkehrsziffer erreicht , die überhaupt da¬
gewesen . ist und das in einem Jahre , in welchem der
Verkehr nach dem Oberrhein vorzüglich gedieh und der
Karlsruher Hafen einen unvorhergesehenen großen Verkehr
bekommen hat . Ich möchte glauben, daß diese Zahlen
eine deutliche Sprache reden und beruhigend wirken wer¬
den . Es wird dies aber wohl kaum nötig sein , denn
man weiß das in den beteiligten Kreisen in Mannheim
genau .

Daß der Karlsruher Hafen geschädigt werden kann,
glaube ich nicht . Ich glaube nicht, daß Karlsruhe und
Straßburg - Kehl Konkurrenzplätze sind . Jeder dieser
Plätze hat seinen Kreis für sich . Karlsruhe hat auf
den Verkehr aus den rückwärts gelegenen Gegenden,
namentlich aus Württemberg zu rechnen , hier wird ihm
Straßburg und Kehl kaum Konkurrenz machen . Für
Karlsruhe und Mannheim , namentlich für das letztere,
darf endlich nicht gering angeschlagen werden, daß durch
die Oberrheinregulierung diese Plätze dann in eine gute
und billige Wasserverbindung mit sämtlichen französischen
Wasserstraßen kommen . Wenn man den schon mehrfach
heute ausgesprochenen Satz anerkennt, daß der Ausbau
der Wasserstraßen eine Kulturmaßregel ist, die frucht¬
bringend auf den Verkehr der Länder wirkt, so kann

man auch die Oberrhemregulierung bis >L>traßburg nicht
gering anschlagen.

Abg Süßkind : Wenn mein Genosse Lehmann von einer
Ueberrumpelung durch die Vorlage über die Oberrhein¬
regulierung gesprochen hat, so kann ich ihm hierin nur bei¬
pflichten . Schon seit einiger Zeit , etwa vor 3 Wochen ,
schwirrten ja in Mannheim Gerüchte über eine neue Vorlage
herum . Im Landtag aber war davon bis letzten Don¬
nerstag , als die Bugetkommission einberufen wurde,
wenigstens dem größten Teil der Mitglieder , jedenfalls
mir persönlich , nichts bekannt . Die Art und Weise , wie
die Vorlage eingebrach ; worden ist , entspricht nicht den
sonstigen Gepflogenheiten bei Einbringung von Gesetzes¬
vorlagen . Nachdem der vorige Landtag an die Be¬
willigung der ersten Rate drei Bedingungen geknüpft
hat , der Großh . Regierung es aber nicht gelungen ist,
sie zu erfüllen, war damit die Vorlage erledigt. Die
heute zur Beratung stehende Vorlage ist eine durchaus
neue , umsomehr als sie die Kostenfrage anders regelt .
Nach Z 45 der Geschäftsordnung sind aber Gesetzesvor¬
schläge zu drucken und an die Mitglieder vor der Be¬
ratung im Plenum zu verteilen. Von alledem habe ich
nichts bemerkt . Es ist das umsoweniger verständlich ,
als die diesmal in das Haus neu eingetretenen Mit¬
glieder über diese Sache gar nicht informiert sind . Die
heutigen Ausführungen haben keine Aufklärung gebracht,
speziell für diejenigen , die sich ernstlich mit den Nach¬
teilen der Rheinregulierung für das Unterland beschäf¬
tigen . Wir haben aber die Verpflichtung, die Frage
genau zu prüfen . Nun hat der Abg . Binz behauptet ,
die Budgetkommission hätte sich mit der Frage sehr ein¬
gehend beschäftigt . Nach meiner Erkundigung dauerte
diese Beschäftigung ganze Stunden . Ich glaube
also , die Ueberrumpelung nachgewiesen zu haben . Wir
wollen ja keine Obstruktion treiben, sonst wäre es uns
eine Kleinigkeit gewesen, auf Grund der Geschäfts¬
ordnung dafür zu sorgen , daß der Gegenstand heute
nicht behandelt werden kann. Wir rechnen aber nicht
aus eine Galgenfrist , denn, was verdorben werden soll ,
wird verdorben, ob es nun ein Jahr früher oder ein Jahr
später geschieht. Wir stehen auf dem Standpunkt , daß
der Mannheimer Handel durch die Rheinregulierung ge¬
schädigt wird . Die von einigen Rednern ausgesprochenen
Hoffnungswünsche und Trostsprüche haben uns ja sehr
gefreut , damit ist aber Mannheini nicht aus der Situation
geholfen. ' Mannheim wird auch über diese Schwierigkei¬
ten durch seine Weltmarktstellung, die es sich erobert hat ,
hinwegkommen . Tie Zukunftsmusik, die man gemacht
hat , und die man sonst so gern der Sozialdemokratie zu
schiebt, wird durch die Tüchtigkeit der Mannheimer Kauf¬
leute nicht in Erfüllung gehen . Ein Geschäftsmann , der
sich den Weltmarkt erobert hat , wird sehen , daß er ihn auch
behauptet , u . er wird es auch verstehen , trotz der Rheinre¬
gulierung . Die Machtstellung Mannheims wird dadurch
nicht verloren gehen . Die Worte des Ministers Schenkel,
die er im Jahre 1902 ausgesprochen hat : „es könnte abso¬
lut nichts schaden, wenn durch die Rheinregulierung die
Entwicklung Mannheims aufgehalten würde "

, wird im
Interesse des Gesamtlandes hoffentlich nicht in Erfüllung
gehen , es zeigt aber von der Stimmung gewisser Kreise
für Mannheim . Mannheim muß sich erholen und wird
sich erholen. Daß es aber durch die Rheinregulieruug
Verluste erleiden wird , wird allseitig anerkannt . Tie Aus¬
führungen des Oberbaurats Honsell gegenüber den Zu¬
kunftsplauen von Konstanz sind ja bezeichnend , aber recht
unverständlich die Ausführungen , daß die Ausführbarkeil
der Rheinregulieruug immer von Mannheim angefochten
würde . Wenn man die Oberländer Zukunftsmusik hört ,
so kann man doch nicht erwarten , daß die Freunde für die



4? ^ rx

4i
L- --

.> - '

L
'

- r

V 7»-.
, "M

» V.
F-'

- <.
^ ' ' > nL

f

1612

>e r

Oberrheinregulierung gleichzeitig aufstehen sollen gegen
die Oberrheinregulierung . Wir haben ja gehört , wie

wegwerfend der Oberbaurat Honsell sich über die Schrift
des Ingenieur Gelpke ausgesprochen hat . Er scheint sie
überhaupt nicht gelesen zu haben . (Heiterkeit .) Er hat
sich heute mehr mit allgemeinen Handelsfragen als nur
der Rheinkorrektion selbst beschäftigt . Es wäre aber bes¬
ser gewesen , wenn er das Schwergewicht seiner Aus¬
führungen auf die Bedenken gegen die Ausführung der
Oberrheinregulierung gelegt und dadurch dieselben bei
vielen Mitgliedern des Hauses zerstreut hätte , die inner¬
lich Gegner der Oberrheinregulierung sind , aber nach
außen mit Rücksicht auf ihre Wähler dafür eintreten .
Mannheim hat nach zwei Richtungen ein Recht , gegen die
Rheinregulierung sich zu wehren . Wenn das Geld , was
jetzt an gefordert wird , nicht ausreicht zur Durchführung
der Korrektion , dann werden Nachsorderungen erforder¬
lich werden . Herr Oherbaurat Honsell hat die Frage der
Nachforderungen heute nicht mit Bestimmtheit verneint .
Nun hat aber Mannheim als die steuerkräftigste Stadt ,
die ein Fünftel sämtlicher Staatseinnahmen liefert , ein
Interesse daran , zu wissen , was die Regulierung kostet,
und ob noch Nachsorderungen erfolgen werden . Der
Abg . Heimburger hat sich erlaubt , einen Artikel der
„ Neuen Badischen Landeszeitung " zu verlesen . Er hat
nur den Schlußsatz zur Verlesung gebracht , und ich werde
mir deshalb erlauben , den Vordersatz zu verlesen , aus dem
hervorgeht , daß durch die Oberrheinregulierung der
Schiffahrtsverkehr von Mannheim nach Straßburg sehr
stark beeinträchtigt werde . Es heißt dort : „ In erster Linie
müssen wir imnier wieder betonen , daß durch diese Regu¬
lierung die starke Strömung auf alle Fälle noch stärker
würde und daß dadurch die jetzt schon unrentable Schiff¬
fahrt oberhalb Lauterburg nicht allein nicht gebessert , son¬
dern noch schwieriger , noch kostspieliger , noch gefährlicher ,
erfahrene Schiffer behaupten sogar „ unmöglich " gemacht
würde .

" Das ist richtig , ob Herr Oberbaurat Honsell
mit dem Kopf schüttelt oder nicht . (Große Heiterkeit .)
Den Lotsen , die seit 20 Jahren den Rhein befahren , traue
ich aber soviel Erfahrung zu , als Herrn Oberbaurat Hon¬
sell . Sie erklären , daß die Ausgaben für eine Rheinregu¬
lierung von Straßburg nach Sondernheim niemals Nutzen
bringen würden , daß die Fahrstraße sich täglich verlege
und daß daran nichts geändert werden könne . (Große
Heiterkeit . Verschiedene Zwischenrufe .)

Der Abg . Hauß weiß ganz genau , daß sich
' die Sand¬

bänke an der Brücke Kehl -Straßburg jeden Tag ver¬
schieben, und er behauptet hier etwas wider besseres
Wissen . (Gelächter . ) Es ist ja ganz klar , daß dis Bang -"
rungsarbeiten sehr hohe Kosten in Anspruch nehmen wür¬
den . Es ist uns in dieser Richtung viel zu wenig ausge¬
führt worden und wir können uns damit absolut nicht
zufrieden geben . Ich erhebe deshalb hier meine warnende
Stimme , weil ich überzeugt bin , daß das Unternehmen
viel zu großen Aufwand verschlingen wird und daß man
sich viel zu hohe Vorteile davon verspricht . Der Bericht¬
erstatter hat gesagt , daß man die Aufwendungen machen
müsse , uni zwei Monate Fahrzeit zu gewinnen . Meine
Herren , ist es wirklich angebracht , dieser zwei Monate
wegen solche Unsummen auszugeben ? Man glaubt da¬
mit für das Oberland billigere Rohmaterialien , insbe¬
sondere Kohlen beschaffen zu können . Es stehen
Schisse genug zur Verfügung , die , den Wasserver¬
hältnissen angepaßt , die Kohlen und sonstige Rohstoffe
den Rhein hinausfahren , aber gewöhnlich fehlt es an
Frachten , so daß nicht die nötige Belastung für das . Schiff
erreicht wird . Ich frage Sie unter diesen Umständen ,
ob Millionen ausgegeben werden sollen , die lediglich da¬
rauf berechnet sind , die Schiffahrt um zwei Monate im

Jahre zu verlängern ? Ich bestreite entschieden , daß die
Entwicklung des Verkehrs in diesen zwei Monaten solche
Dimensionen annehmen kann , daß die geplanten Aus¬
gaben gerechtfertigt werden . Freilich meine Worte hier ,
meine warnende Stimme wird ja nichts mehr nützen .
Eines schönen Tages wird man uns auch ein Projekt vor¬
legen über die Erstellung eines Schisfahrtsweges von MI-
lingen nach St . Blasien , wenn die Stimmung anhält und
der Katzenjammer nicht bald erfolgt . Die Ueberschüsse
der Eisenbahnen können dann recht gut im Bodensee ver¬
senkt werden .

Ich stehe nicht auf dem Standpunkt , daß Mannheim
sagen darf : Hier hört der Rhein auf , weiter darf dir

Regulierung nicht fortgeführt werden . Aber wohl darf
Mannheim dagegen Einspruch erheben , daß für ein Unter¬

nehmen , von dem man so wenig Vorteile zu erwarten
hat , solche Summen Geldes ausgegeben werden , von denen
Mannheim selbst wieder einen großen Prozentsatz zu tragen
hat . Wir verhehlen uns gar nicht , daß die Summen
des Voranschlags lange nicht ausreichen werden , es ist
das Projekt selbst noch gar nicht genügend ausgearbeitet .

Es ist auch hier bemängelt worden , daß speziell von
Mannheim aus die Lamentos in die Welt gesandt wor¬
den sind . Das rührt aber einfach daher , daß man in

Mannheim nun eingesehen hat , daß die Bedingungen , die

hier vor 2 Jahren aufgestellt wurden , nicht eingehalten
werden sollen . Nun hören wir , daß diese Bedingungen
gar nicht ernstlich gemeint waren , sondern daß sie nur
dazu dienen sollten , ein möglichst günstiges Abkommen
mit Elsaß - Lothringen zu erreichen . Bezüglich des Ver¬
sprechens der Abschaffung des Oktrois habe ich zu der

Erklärung der elsässischen Regierung nur wenig Vertrauen .
Es ist in der Zwischenzeit von Straßburg der Beschluß
gefaßt worden , auf weitere 5 Jahre das Oktroi beizu¬
behalten . Daraus geht hervor , daß man an der guten
Absicht doch sehr zweifeln muß . Nur unsere Partei¬
genossen haben damals in Straßburg für die Beseitigung
des Oktrois gestimmt . Meines Erachtens kann die elsaß -

lothringische Regierung gar keine Erklärung dafür ab¬

geben , daß die elsäßischen Städte von der Erhebung eines
Oktrois absehen werden . Es ist doch sehr die Frage , ob
die Städte durch Landesgesetz dazu gezwungen werden
können , umsoweniger , da die Lothringer Gegner der Re¬

gulierung sind . Die Versprechungen der Regierung schei¬
nen mir darum nicht vollwertig zu sein . Es ist gerade
dasselbe , wie wenn der Minister Schenkel der elsaß -

lothringischen Regierung gegenüber eine Erklärung be¬

züglich eines Punktes abgeben wollte , für die er die Zu¬

stimmung des Landtags bedarf .

Gewicht lege ich auch insbesondere auf die Verschiebung
des Kostenbeitrags . An den eventuellen Mehrkosten soll
Baden 40 Proz . tragen . Sind denn diese großen Sum¬
men so leicht aus den Aermeln zu schütteln , namentlich
jetzt, wo unsere Finanzlage anerkanntermaßen so schlecht
ist , wo man selbst wichtige Aufgaben zurückstellt , nur aus

finanziellem Interesse , wo in allen Zweigen der Regie¬
rung gespart wird ? Diese Frage bedarf reiflicher Erwä¬

gung , und wir tun es ohne Rücksicht auf unsere Wähler .

Unsere Wähler gehen von weiteren Gesichtspunkten aus ,
und man darf uns nicht den Vorwurf machen , daß wir

Gegner einer freien Verkehrsentwicklung seien . Wir haben
aber keinen Anlaß , ein Projekt , das sich als Lieblingsprojekt
eines hervorragenden Wasserbautechnikers festgesetzt hat ,
das aber von verschiedener Seite angefochteu wird , zur
Ausführung zu bringen , wenn dies nur dahin führen
sollte , die Schiffahrt auf dem Rhein um zwei Monate

zu verlängern . Wir halten es daher nicht für angezeigt ,
so ungezählte Millionen für ein solches Projekt auszu¬
geben .
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Abg . Birkenmaycr : Ich bin für den Antrag der Kom¬

mission und bin darin auch durch die Reden der Abgg. _
Züßkind und Lehmann nicht erschüttert worden . Es

handelt sich dabei um ein weitgehendes Landesinteresse,
insbesondere für unser Oberland . Ich habe auf dem

letzten Landtag für den damaligen Antrag gestimmt und

glaube, mich durch meine jetzige Stellungnahme damit
nicht im Widerspruch zu befinden. Es war damals die
Zache anders gelagert ; das Projekt war nicht genügend
durchsichtig , und wir hatten damals auch bedeutende eigene
Werte einzusetzen. Deshalb machen wir die Sache auch
von verschiedenen Dingen abhängig . Jetzt aber hat sich
die Sache geklärt und sie erscheint nunmehr sogar als
eine dringliche. Bezüglich der Verminderung der Eisen-
Mneinnahmen hat sich die Frage so gestaltet, daß die
Eisenbahnverwaltung keine entscheidenden Bedenken hat .

Was das Oktroi betrifft , so hat es mich sehr unan¬
genehm berührt , daß auch die Handarbeitserzeugnisse des
Schwarzwalds unter diesem Oktroi leiden können. Aber
bei dem großen Vorteil , den andrerseits das Oberland
durch die Regulierung erreicht, dürfen wir uns darauf
nicht festlegen . Ob die Regierung in Elsaß imstande ist ,
den Wegfall des Okrois durchzuführen, erscheint mir
fraglich. Wenn es nicht ginge, so messe ich dem kein so
großes Gewicht bei , daß man das Projekt ablehnen dürfte ,
denn die Sache liegt so , daß der Kanal sogar gebaut wer¬
den müßte, auch wem: wir ihn allein zu bauen hätten .
Wir können daher die Mitarbeit von Elsaß -Lothringen
begrüßen . Das kann ich dem Abg . Süßkind sagen , wir
haben auch Mannheim und seine Interessen Wohl in Er¬
wägung gezogen , denn es liegt uns fern , Mannheim schä¬
digen zu wollen . Um so mehr ist es uns aufgefallen , daß
man jetzt Ausführungen hören muß , als ob wir keine
Rücksicht gegen Mannheim geübt hätten . Wenn auch
für Mannheim Schwierigkeiten erwachsen sollten, so ist
doch Mannheim lebenskrätig genug , als daß es durch
einen solchen Sturm in seinen Wurzeln erschüttert wer-
dm könnte . Es kommt aber in unserem Lande nicht bloß
Mannheim in Betracht, sondern man muß auch auf andere
iandesteile Rücksicht nehmen, auch auf das badische Ober¬
land . Oder sind etwa die Darstellungen der Handels -
Ämmern des Oberlandes nicht auch von sachverständiger
Seite ? Das Oberland hat Recht , wenn es sagt, es wolle
nicht immer von den Brosamen leben, die vom Tisch des
Reichen fallen . Die Abgeordneten des Oberlands haben
auch seinerzeit keine Schwierigkeiten gemacht , als für
Mannheim vom Staat viele Millionen verwendet wur¬
den . Das gleiche kann man auch von Mannheim ver¬
langen. Hier muß es heißen : „ Alle für Einen , Einer
für Alle ! " Nun ist gesagt worden, es sei überhaupt im
Projekt sehr viel bestritten. Wo findet sich aber ein Pro¬
jekt, in dem nicht besonders im Anfang manches bestrit¬
ten werden könnte? Wenn erst alles bis ins einzelne vor¬
her genau festgelegt werden müßte , so wäre manches Un¬
ternehmen noch gar nicht zustande gekommen . An die
Fortsetzung der Regulierung von Basel nach Konstanz
brauchen wir vorerst nicht zu denken , das können wir
unseren Enkeln überlassen , hier kommen auch ganz andere
Schwierigkeiten in Betracht. Ein weiterer Grund , war¬
um ich für den Antrag der Kommission bin , ist , daß die
Sache so liegt , daß wir der Regierung mehr freie Hand
lassen müssen , als sie das letzte Mal gehabt hat ; denn
es gilt , den richtigen Zeitpunkt zum Zugreifen nicht zu
verpassen .

Zum Schluß sage ich, es handelt sich um einen großen
Gedanken , wir müssen mutig denselben zur Tat werden
lassen ; wir werden von unseren Nachfolgern keine Vor¬
würfe dafür bekommen .

Der Präsident teilt mit , daß ein Antrag auf Schluß
der Debatte eingekommen ist , unterschrieben von den

Abgg. Schmidt , Klein, Franz und Or . Blankenhorn . Als
Redner sind noch gemeldet die Abgg . Duffner , Vor¬
tisch , Neuhaus und vr . Schneider-Lahr .

Dieser Antrag wird mit 30 gegen 15 Stimmen ange¬
nommen.

Im Schlußwort bemerkt der Berichterstatter
Abg . Hergt : Ich würde mich in Anbetracht der vor¬

gerückten Zeit gern kurz fassen, hätte sogar am liebsten
auf das Schlußwort verzichtet, allein die Bemerkungen
der Abgg . Lehmann und Süßkind nötigen mich , einiges zu
erwidern. Bon beiden Herren ist das Schlagwort „ Über¬
rumpelung " in das Haus geworfen worden . Ich glaube,
die beiden Herren Kollegen hätten sich genauer unterrichten
sollen , wie die Sache eigentlich steht . In unserem längst
erledigten Budget befindet sich die aus dem vorigen
Budget übertragene Position von 900 000 Mk . als erste
Rate der Rheinregulierung , folglich handelt es sich nicht
um eine neue Forderung , aber bei der Beschlußfassung
über das Budget war sowohl für die Budgetkommission
als für jedes Mitglied dieses Hohen Hauses der Anlaß
gegeben, sich nach dem Stand der Rheinregulierung zu
erkundigen , und das ist hier und auch in der Budget¬
kommission geschehen . Die Großh . Regierung hat darauf
in der Kommission in Aussicht gestellt, daß sie das Er¬
gebnis der Verhandlungen noch vor dem Schluß des
Landtags Mitteilen werde . Der Gang der Sache war
also ein anderer, als die Abgeordneten Lehmann und
Süßkind meinen . Es ist ja zu bedauern , daß der Abg .
Süßkind nicht schon auf dem letzten Landtag anwesend
war . (Große Heiterkeit ) . Er hätte dann bei seiner
außerordentlichen Erfahrung , die er heute wieder auf
finanztechnischem Gebiete bewiesen hat , sich leicht in die
Sache eingearbeitet und dieselbe Wohl anders beurteilt ,
als es heute geschehen ist . Auf jedem Landtag zu wieder¬
holen , was auf dem vorhergehenden Landtag verhandelt
worden ist , ist doch wohl nicht möglich. Sich darüber
zu unterrichten, dazu steht die Landtagsliteratur , die
Kommissionsberichte und die Sitzungsberichte zur Ver¬
fügung , daraus hätten sich die Herren Kollegen die nötige
Kenntnis verschaffen können. ( Zurufe : Von Montag
morgens bis heute ! Zuruf : Der Bericht ist am Sonntag
verteilt worden !) Der Herr Kollege Lehmann war ja
in der Kommission !

Es wurden sodann wieder Zweifel geäußert bezüglich
der Ausführbarkeit des Unternehmens. Die Budget¬
kommission ist diesmal nicht hieraus zurückgekvmmen ,
weil diese Frage bereits auf dem letzten Landtag ent¬
schieden wurde. Die Großh. Regierung hat damals
alle wünschenswerte Auskunft aegeben , und das Haus
hat durch die Genehmigung der angefvrdertcu Position
im Prinzip anerkannt, daß es das Unternehmen für
ausführbar halte . Der Abg . Lehmann hat wieder die
gleichen Einwände vorgebracht wie der Abg . Dreesbach
auf dem letzten Landtag . Er hat behauptet, die Aus¬
führbarkeit werde von vielen Seiten , von Technikern
und Autoritäten bestritten . Namen wurden damals
nicht genannt , und auch heute wieder nicht .

Sodann hat der Abg . Süßkiud sich auch darauf be¬
rufen , die Lootsen seien der Meinung , die Regulierung
sei unausführbar . Wenn der Abg . Süßkind auf das
Urteil der Lootsen über ein schwieriges technisches Projekt
mehr gibt als auf die Meinung unserer bedeutenden
Techniker , dann soll er hier darüber lieber nicht sprechen .
Seine Lootsen haben ihm auch gesagt , die Strömung
werde stärker werden , also weiß er nicht , daß einer der
Hauptzwecke der Rheinregulierung gerade der ist , die
starken Strömungen über den Schwellen zu beseitigen,
welche zur Zeit der Schiffahrt hinderlich und gefährlich
sind .



Bezüglich des Oktrois hat schon der Abg . Gießler
gesagt, daß dem Abg . Lehmann ein Irrtum unterlaufen
ist . Es handelt sich hier nicht um die im Zolltarifgesetz
von 1910 ab verbotenen Abgaben. Die Möglichkeit , auf
Straßburg bezüglich der Oktroisätze eiuzuwirken , besteht
allerdings , da diese Sätze alljährlich von der Regierung
genehmigt werden müssen . Die Budgetkommission auf
dem letzten Landtag hatte freilich ein weiteres Ziel im
Auge. Sie wollte, daß die Ausnahmestellung des Reichs¬
landes hinsichtlich der Oktroibestimmungen von Reichs¬
wegen beseitigt werden sollten . Wir können aber auch
mit der jetzigen Lösung zufrieden sein .

Bezügl . der Tarifklausel hat der Abg . Lehmann ein
Bedenken darin gefunden, daß ich gesagt habe , das Ziel
der Tarifregulierung sei auch auf anderem Wege zu er¬
reichen . Er hat diese meine Bemerkung eine dunkle
Andeutung genannt . Run , das Tarifwesen liegt aller¬
dings für den Laien etwas im Dunkeln , es geht nicht
an , die Verhandlungen über Tarifänderungen in die
Oeffentlichkeit zu bringen , weil dieselben dadurch er¬
schwert würden . Aber so gut wie es möglich war ,
ähnliche Tarifbestimmungen bei anderen schiffbaren
Strömen durchzusetzen, wird es auch hier möglich sein ,
daß wir Tarifbestimmungen erreichen , die notwendig
sind, um unsere badischen Eisenbahnen zu schützen . Wie
sich auf Seite 4 des Berichts ergibt, stellt der Umschlags¬
verkehr mit der Schweiz nur einen verhältnismäßig
kleinen Teil des Mannheimer Gesamtverkehrs dar ; er
hat im Jahre 1902 nur 400000 Tonnen , also 8,5 Proz .
des Gesaintverkehrs betragen . Es ist also übertrieben,
wenn die Abgg. Lehmann und Süßkind meinen, daß die
Rheinregulierung zu großer Schädigung unserer Eisen¬
bahnen , ja sogar zu einer Gefährdung ihrer Selb¬
ständigkeit führen könne .

Der Abg . Lehmann hat dann die Ansicht ausgesprochen
das eigentliche Motiv zu der jetzigen Resolution sei die
Befürchtung vor dem kommenden Kanal auf elsässischer
Seite gewesen. In der Kommission wurde zwar von
verschiedenen Seiten und auch von der Großh . Regierung
die Ansicht vertreten , daß die Möglichkeit des Kanal¬
baues näher gerückt sei , aber für unsre Stellungnahme
war dies nicht maßgebend . Ich darf hier als meine
eigene Meinung anführen , daß ich die Ausführung des
linksrheinischen Kanals allerdings für möglich, aber keines¬
wegs für wahrscheinlich halte und zwar aus mehreren sehr
triftigen Gründen . Einmal sind die Kosten der Herstel¬
lung im Verhältnis zu dem daraus erwachsenden Vor¬
teil einer Verlängerung der Schiffahrt um 2 Monate
zu groß . Dann werden auch die Unterhaltungskosten für
die Wasserhaltung und - Speisung in dem kiesigen Unter¬
grund des alten Rheinvorlandes bedeutend sein , es kommen
ferner die Schiffahrtsgebühren, die Transportverzögerungen
und schließlich die Vereisung in betracht . Ferner würde
Elsaß zur Speisung des Kanals etwa 40 —50 obin aus
dem Rhein entnehmen müssen , dadurch würde die Schiff¬
fahrt auf dem Rhein selbst beeinträchtigt, und unsere Re¬
gierung wäre genötigt, so lange wie möglich dagegen Wider¬
stand zu leisten , die Folge einer Nachgiebigkeit wäre
schließlich , daß auch auf unserer Seite ein Kanal gebaut
werden müßte.

Der Abg . Süßkind hat die auf dem letzten Landtag
an die Bewilligung der 900 000 M . geknüpften Voraus¬
setzungen Bedingungen der Regierung genannt. Mit
Unrecht , denn die Großh . Regierung hat sich im Gegenteil
gegen die Bedingungen gewehrt , sie sind von der Budget¬
kommission vorgeschlagen und vom Hause angenommen
worden .

Nach dem bisherigen Gang der Verhandlungen ist
wohl zu hoffen , daß die große Mehrheit des Hauses auch

dieses Mal dem Antrag der Budgetkommission zustimmen
wird. Ich glaube, daß damit ein großer und bedeu¬
tungsvoller Schritt getan wird zur Ausdehnung der
Großschiffahrt auf dem bedeutendsten schiffbaren Strome
Europas nicht nur bis Straßburg , sondern auch in vor¬
bereitender Weise für die Fortsetzung bis Basel, vielleicht
auch einmal bis Konstanz.

Herr Geh. Rat Honsell hat freilich diese Projekte , die
ich übrigens nur im Anschluß an die bezüglichen An¬
regungen der Handelskammer Konstanz besprochen habe,
skeptisch beurteilt. Mit Rücksicht aber darauf , daß die
Verlängerung des Schiffahrtswegs bis nach Basel für die
Schweiz außerordentliche Vorteile bringen würde, die
Weiterführung von da nach Konstanz aber nicht so sehr
in ihrem Interesse gelegen wäre , wie auch Geh. Rat
Honsell bemerkte, habe ich geglaubt, die Großh . Regierung
ersuchen zu sollen , zur rechten Zeit die nötigen Unter¬
suchungen anstellen zu lassen und gegenüber der Schweiz
eine feste Stellung zu nehmen , wenn es sich einmal um
die Fortsetzung der Regulierung bis Basel handeln sollte,
damit auch die in unserem Interesse gleich wichtige Aus¬
dehnung der Schiffahrt bis Konstanz , falls sie sich als
ausführbar erweist , einstens der Ausführung unter günstigen
Bedingungen zugesührt werden kann .

Schließlich möchte ich noch an die Großh . Regierung die
Bitte richten , darauf hinzuwirken , daß auch während der
Ausführung der Regulierungsarbeiten zwischen Straßburg
und Sondernheim die Schiffahrt möglichst erleichtert wird
und nicht etwa durch die Bauausführung selbst Hinder¬
nisse erfährt . Ob nicht durch Verwendung des Bender'schen
Kiesrechens die Wassertiefe über den höchstliegenden
Schwellen ohne großen Aufwand verbessert werden kann ,
sollte meines Erachtens durch Versuche in größerem Maß¬
stabe erprobt werden . Vor allem aber wird es nötig sein,
durch ausgedehntere und häufigere Baggerung die Fahr¬
rinne bei unseren Hafenmündungen jederzeit offen zu
halten. Ich habe bei Beratung des Budgets der Wasfer-
bauverwaltung in Zweifel gezogen, ob die für diesen Zweck
und für die Unterhaltung des Kehler Hafens ausgeworfenen
Summen ausreichend sein werden , ich habe damals
namentlich darauf hingewiesen , daß die Mündung des
Kehler Hafens in Gefahr sei , durch eine schon nahegerückte
Kiesbank zugelegt zu werden und daß es dringend nötig
sei , mit einem leistungsfähigen Bagger , als dem dort ver¬
wendeten in beschleunigter Weise vorzugehen . Es wurde
mir damals erwidert, die vorhandenen Mittel würden
ausreichen , um die Einfahrt frei zu halten . Meine Be¬
fürchtungen haben sich aber inzwischen bestätigt, die Kies¬
bank ist jetzt vor die Mündung gerückt, und kürzlich ist
ein Schleppdampfer stecken geblieben . Es ist also dringend
nötig, hier kräftig einzugreifen . Damit möchte ich schließen
und bitte Sie nochmals , die Anträge der Kommission zu
genehmigen .

Es erhält noch zu einer persönlichen Bemerkung das
Wort :

Abg . Süßkind : Der Abg . Hergt hat erklärt, es wäre
auch den jüngeren Herren des Hauses möglich gewesen,
sich mit dieser Vorlage eingehender zu befassen und sie
einer näheren Prüfung zu unterziehen . Ich habe den
Bericht erst am letzten Sonntag in Mannheim bekommen .
Gestern war eine anstrengende Sitzung . Ich weiß somit
nicht, wie ich die Zeit hätte finden können , mich in der
Bibliothek nach dem nötigen Material umzusehen, außer¬
dem war das Material schon vergriffen. Ich kann Ihnen
aber bloß versichern , daß ich aus eigener Erfahrung
spreche, und daß ich alles , was ich gesagt habe, pflicht¬
gemäß und sorgfältig gesammelt habe. Es sprechen ja
auch die gelehrten Herren hier sehr oft über Sachen,



die garnicht in ihr Fach einschlagen , und von denen sie

nichts verstehen .

Abg . Haust : Der Abg . Süßkind hat gemeint , ich hätte
ineine Rede hier wider besseres Wissen gehalten ; das heißt
doch , ich hätte gesprochen , was ich selbst nicht glaube .

, Jch weise diese Bemerkung mit aller Entschiedenheit zu¬
rück. Der Abg . Süßkind hat auch gemeint , ich hätte
die Kiesbünke im Rhein noch nie gesehen - Freilich habe

ich diese schon vielmal gesehen , aber gerade deshalb
wollen wir ja den Rhein regulieren , daß diese nicht mehr
Mkommen . Der Abg . Süßkind hat auch die Gewohn¬

heit immer von der Steuerkraft der Stadt Mannheim

zu sprechen , die immer emen großen Anteil der Staats -

Dern aufbringen müsse . Er soll doch froh sein , daß
dies der Fall ist , und ich möchte ihm den Fall von

gestern ins Gedächtnis zurückrufen , wo der Abg . Eich¬

horn erklärte , die Standesherren sollten ihr Besitztum
w die Sozialdemokraten znrückgeben , sie würden die

steuern gerne bezahlen . Dies möchte ich auch Herrn
süßkind empfehlen .

Präsident l ) r . Gönner : Die Bemerkung des Abg .

süßkind gegen den Abg . Hauß wurde vorhin vom Hause
und auch von deni Abg . Hauß mit allgemeiner Heiter¬
keit ausgenommen . Ich habe sie darum nicht für ernst¬
haft und beleidigend angesehen . Nachdem aber der Abg .

Hauß die Aeußerung schwerer aufgefaßt hat und sich nun¬

mehr darüber beschwert , sehe ich mich veranlaßt , die Be¬

hauptung des Abg . Süßkind , ein Abgeordneter habe
wider besseres Wissen gesprochen , zu rügen .

Abg . Süßkind : Ich habe gestern nichts über die

Landesherren gesagt . (Abg . Hauß : Sie nicht , aber

Herr Eichhorn ! Heiterkeit . ) Dann haben Sie sich ver¬
sprochen . Bezüglich der Bemerkung über den Abg . Hauß
muß ich doch sagen , daß ich nach Lage der Sache be¬

rechtigt war , die Aeußerung des Abg Hauß zurückzu¬
weisen , wenn ich es auch vielleicht in etwas zu scharfer
Form getan habe . Denn Herr Abg . Hauß wußte , daß
die Kiesbänke im Rhein bei Kehl sich verlegen .

Der Antrag der Kommission wird hierauf mit allen

gegen 6 Stimmen angenommen .

Gegen die seitens der Kommission zu den Petitionen
gestellten Anträge wird kein Widerspruch erhoben .

Die Beratung wird hier abgebrochen .

Die weiteren Gegenstände werden von der Tagesord¬
nung abgesetzt .

Schluß der Sitzung Uhr nachmittags .

* Karlsruhe , 13 . Juni . 127 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer . Tagesordnung auf Donnerstag ,
den 14 . Juli 1904 , vormittags 11 Uhr :

Anzeige neuer Eingaben . Sodann
Beratung des Berichts der Petitionskommisfion über die

Petitionen :
a . des Gemeinnützigen Vereins der Neckarvorstadt in Mann¬

heim , die Kasernierung der Prostituierten betreffend -
b . des Vorstandes des Heidelberger Stttltchkettsvereins und

des Frauenveretns zur Hebung der Sittlichkeit in Heidelberg ,
die Bekämpfung der Prostitution betreffend — Drucksache Nr . 68
— Berichterstatter : Abg . Schmidt .

Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kammer : Or . Karl Schweickerl

Druck und Verlag der S . Braun 'schen Hofbuchdruckerei . Beide in Karlsruhe .
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